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Der Heimatdienst

Um Deutschlands-«Sicherheit
Von Reichswehrminister von Schleicher

»Es ift selbstverständlich,daß wir Sicherheit nicht nur

für
uns allein fordern. Wir wollen sie vielmehr für alle

ationen, für die großen wie für die kleinen, für die ehe-
mals feindlichen wie für die ehemals verbündeten.« — Mit-

diesen Worten hat der französische Ministerpräsident Herriot
am 23. Juli 1932 anläßlich der Beendigung des 1. Verhand-
lungsabschnittes der Abrüftungskonferenz das Ziel· dieser
Konferenz fo klar umrissen, daß er darin auch der·Zustim-
mung Deutschlands sicher fein kann. Wenn die französische
Politik dieses Ziel aber nicht so sehr auf dem direkten Wege
der Abrüftung, sondern auf dem Umwege völkerrechtlicher
Vereinbarungen übe-r Schiedssgerichtsbarkeit und internatio-
nale Hilfeleistung erreichen will, so verbirgt sich dahinter
nicht nur der Anspruch Frankreichs auf die erneute An-

erkennung seiner durch die Pariser Vorortverträge von 1919
geschaffenen Hegemonie, sondern diese Forderungen stehen
auch im Widerspruch zu dem Grundgedanken der

Konäeænzdie den eindeutigen Namen trägt: ,,Konferenz zur
setzung und Beschränkung der Rüstungen.«

Verwirklichung gleicher nationaler Sicherheit für alle
Völker durch Abrüftung der hochgerüstetenStaaten, — An-

erkennung und praktische Durchführung des Prinzips der

Gleichberechtigung als Grundlage des Völkerbundes und

selbstverständlicheVoraussetzung für den Abschluß einer frei-
willigen Konvention, — Beseitigung des unwürdsigen Zu-
standes einer Trennung der Mächte in bevorrechtigte und

entmündigte Staaten: Es gibt keinen anderen Weg, auf dem

dirs-seKonferenz ihr Ziel erreichen könnte; es gibt auch keinen
anderen Weg zur Reinigung der durch das hemmungslose
Wettrüsten der letzten dreizehn Jahre, durch eine ungleiche
Verteilung von Recht und Macht vergifteten internationalen

Atmosphäre.
Zwei Maßstäbe also sind es, die eine gerechte Würdigung

des Ergebnisses der sechs Monate dauernden Genfer Ver-

handlungen ermöglichen: Einmal die Frage, was in diesem
halben Jahr für die Abrüftunsg erreicht wurde; sodann der

Gesichtspunkt, ob und inwieweit das Ergebnis dem Grund-

satz der Gleichberechtigung Rechnung trägt.
Entkleidet man den ersten Teil der Entschließung vom

23. Juli 1932 aller schmückendenBeiworte und inhaltlosen
Redensarten, so bleibt das Wunschbild übrig, daß ,,eine
wesentliche Herabsetzung der Tand-, See- und Luftrüstungen
durchgeführt werden wird« und »daß ein wesentliches Ziel
die Verminderung der Angriffsmittel ist«. Bedurfte es da-

zu des Aufgebotsaller Staatsmänner und eines Heeres von

Sachverständigen, um in sechs Monaten diese Grundsätze zu
finden? Weshalb die Sprache des Futurums, wo die

«

Stimme der Völker seit Jahren immer stürmifcher die An-

wendung der Sprache der Gegenwart, den Übergang von

Worten zu Taten, fordert? Waren dreizehn Jahre nötig,
um als »Zi,el«die Verminderung der Angriffsmittel zu setzen,
nachdem die Abrüftungsspezialisten der Siegermächte in den

Friedensverträgen von 1919 eine lückenlofe Tiste der An-

griffswaffen aufstellten und ihre Abschaffung bei den ehe-
maligen Mittelmächten erzwangenP

Ein Blick auf die konkreten Abrüftungsvorschläge der

Entschließung verstärkt die Zweifel, die die einleitenden

Sätze erwecken.

Jn ihren Abrüftungsvorschlägen vom 18. Februar
1932 hatte die deutsche Delegation die Abschaffung und Zer-
störung aller Luftstreitkräfte, ein Verbot für Abwerfen von

Kampfmitteln jeder Art aus Luftfahrzeugen sowie für die

Vorbereitung und Ausbildung hierzu beantragt. Die Ent-

schließung vom 25. Juli begnügt sich damit, ein Verbot von

Luftangriffwaffen gegen die Zivilbevölkerung
in Aussicht zu stellen. Die vollständige Abschaffung
des Bombenabwurfs aus der Luft wird von den Voraus-

setzungen einer Einigung über die zahlenmäßige Begrenzung
der Militärluftfahrt und einer Jnternationalisierung der

Zivilluftfahrt abhängig gemacht. Die Bomben-

geschwader und Jagdstaffeln der rüstungsfreien Mächte sollen
also vorerst erhalten bleiben, ihre Ausbildung wird nicht ge-
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stört. Der Bombenabwurf auf militärische Objekte —- welche
Anlagen, Bahnhöfe, Kraftzentralen, Jndustriewerke usw«
haben im neuzeitlichen Krieg keine militärische Bedeutung?
—- bleibt erlaubt. Dafür aber will man die deutsche Zivil-
luftfahrt, die seit Jahren schon einschränkendenBedingungen
unterworfen ist, weiter ,,internationalisieren«l Hat man je
gehört, daß die großen Seemächte bei den Konferenzen von

Washington und London die Jnternationalisierung der Han-
delsschiffahrt zur Vorbedingung von Abrüftungsmaßnahmen
für die Seestreitkräfte machten? Die Verwirklichung der

Luftabrüstungsvorschläge vom 23. Juli würde die tödliche
Luftbedrohung Deutschlands, das weder über eine Militär-

luftfahrt noch über ausreichende Tuftabwehrwaffen verfügt,
in keiner Weise mindern, vielmehr das friedliche Verkehrs-
mittel der deutschen Zivilluftfahrt in neue Fesseln schlagen.

Auf dem Gebiet der Landrüftungen sieht die Ent-

schließung der Konserenz lediglich die zahlenmäßige Be-

grenzung der schweren Artillerie, die Festsetzung von Höchst-
kalibergrenzen und eines Höchstgewichtsfür Kampfwagen vor.

Also nicht Abschaffung der ganzen schweren Artillerie und
der Kampfwagenwaffe, wie es Deutschland gefördert hatte,
sondern vorsichtige ,,Begrenzung«. Was damit in Wirklich-
keit gemeint ist, lehrten die Sachverständigenberatungen in

Genf, wo als Höchstkaliberfür Geschütze und- als Höchst-
gewicht für Tanks Zahlen genannt wurden, die zum Teil die

heute üblichen Höchstgrenzenüberschreiten. Die Herabsetzung
der Heeresstärkenbleibt der Zukunft überlassen. Die grund-
sätzlichen Fragen der Wehrsysteme,v der ausgebildeten Re-

serven, des lagernden Kriegsmaterials, der militärifchen
Jugendausbildung werden in der Entschließung überhaupt
nicht erwähntl

Hinsichtlich der Seerüstungen ist lediglich eine Mahnung
an die großen Seemächte zu finden, »sich zu verständigen«,
sowie die Aufforderung an die anderen Staaten, sich über den

Grad der Begrenzung ihrer Seerüstungen Gedanken zu
machen. Kein Wort über die Abschaffung der U-Boote, der

Flugzeugträger, die Ausdehnung der für die deutsche Marine

vorgeschriebenen Größen-s und Kaliberbeschränkungen auf
die anderen Seemächtel

Es bleiben als greifbare Ergebnisse der Entschließung
lediglich zwei Punkte, auch diese von mehr als fragwürdigem
Wert. Das Verbot des chemischen und bakteriologischen
Krieges bedeutet nur die erneute Anerkennung eines schon
seit 1925 von 54 Staaten, darunter allen europäischen Groß-
mächten, ratifizierten Abkommens. Und die Verlängerung
des Rüstungsftillstandes um vier Monate vom 1. November

x932 ab läuft praktisch auf eine Verlängerung des Zustandes
hinaus, dessen Beseitigung sich die Konserenz zum Ziel gesetzt hat.
Erwähnt man noch die Tatsache, daß die Entschließung

nichts Positives sagt über die deutsche Gleichberech«tigungs-
forderung, so ist die Grundlage für das abschließendeUrteil

gegeben: «

Der erste Abschnitt der Abrüftungskonferenz hat keinen

merklichen Fortschritt in der Richtung einer allgemeinen
Abrüftung gebracht. Die Entschließung vom 25. Juli läßt
nicht nur die Gleichberechtigung außer acht, sie zielt vielmehr
auf die . Fortdauer entwürdigender Sonderbehandlung . ein-

zelner Staaten ab. Die nationale Sicherheit Deutschlands
bleibt weiterhin in unerträglicher Weise gefährdet. Das

drastische Urteil, das der Delegierte einer fremden Macht
über die Verhandlungen der Vorbereitenden Abrüftungs-
kommission fällte, gilt auch für den ersten Konserenzabschnitt:
Man hat wieder einmal eine feierliche pontifikalmefse für die

Abrüftung gelesen mit dem festen Vorsatz, in allen sieben
Todsünden des Wettrüstens zu verharren.

Die deutsche Regierung hat aus dieser Entwicklung die

einzig möglichen Folgerungen gezogen, indem sie die Ent-

schließung vom 23. Juli ablehnte und ihre weitere Mitarbeit

in Genf von der vorherigen zweifelsfreien Anerkennung des

Grundsatzes der Gleichberechtigung abhängig machte. Sie ist
damit den Weg nationaler Ehre und internationaler Gerech-
tigkeit gegangen.
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In Übereinstimmung mit sämtlichen Mitgliedern der

Reichsregierung habe ich in meiner Rundfunkrede ange-
kündigt, daß ein Umbau der deutschen Wehrmacht notwendig
wird, falls die Siegermächte die Einlösung ihres Abrüstungs-
versprechens weiterhin verweigern. Man hat in gewissen
Ländern diese Ankündigung dadurch abzuschwächen versucht,

. daß man sie als für den inneren deutschen Hausgebrauch be-

rechnet erklärte, gewissermaßen als Besänftigungsmittel für
die hochgehendenWogen innerpolitischer Leidenschaften. Aber

die Atherwellenkennenkeine Landesgrenzen, und jene An-

kundigungwar an alle gerichtet, die Ohren haben, zu hören.
Ich bin als Soldat ein Freund offener Sprache, und ich bin
der Überzeugung, daß Schwierigkeiten nur dadurch gelöst
werden, daß man sie entschlossen anpackt. Man hat anderen-
orts diese Absicht als Sensation bezeichnet, obwohl doch viele

Staatsmännerfremder Mächte, darunter solche, die an den

Friedensverträgen von 1919 verantwortlich mitarbeiteten,
als natürliche Folge der Nichteinlösung des allgemeinen Ab-

-

rüstungsversprechensnicht nur einen Umbau der deutschen
Reichswehr, sondern eine Aufrüstung Deutschlands auf den
Stand der Umwelt prophezeiten. Man hat endlich in Ländern,
die über den mächtigstenRüstungsapparat verfügen, die den
Gedanken der Nation in Waffen in der vollendetsten Weise
verwirklichen und deren nationale Sicherheit nach dem Urteil
ihrer eigenen Sachverständigen restlos gewährleistet ist, vom

Wiedererwachen des deutschen Militarismus und Imperialis-
mus gesprochen und Märchen über den Umfang der Deutschen

« pläne·verbreitet.Ich brauche hier den unbeirrbaren Frie-
denswillen Deutschlands nicht zu bekräftigen. Der beste
Garant eines dauerhaften Friedens aber ist ein deutsches
Reich,dessen Souveränität nicht durch entwürdigende Sonder-

bestimmungenbeeinträchtigtist, und das seine ursprünglichste
Funktion,für die Sicherheit seiner Bewohner zu sorgen, auch
wirklich»erfüllenkann. Hier gilt das Wort des Präsidenten
Hooverin seiner Rede vom U-. August 1932 über die »ver-

gifteten Quellen der politischen Unstabilität, die in den Ver-

tragen liegen, die den Krieg.abschlossen«.

Was aber den Umbau der Reichswehr anlangt, so hängt
das Ausmaß einer Umorganisation in erster Linie vom Grad
des Abrüstungswillens der hochgerüsteten Staaten ab-

Deutschland beansprucht für seine Sicherheit nicht mehr und

nicht weniger, als die anderen Mächte für sich fordern. Es

ist bereit, auch in Zukunft an einer wirklichen Abrüstung
mitzuarbeiten, aber man darf die Geduld des deutschen
Volkes nicht länger mißbrauchen. Dreizehn Jahre sind seit
Gründung des Völkerbundes und seit dem Abschluß der

Friedensverträge vergangen, während der Artikel 8 der

Völkerbundsstatuten für die regelmäßige Nachprüfung und

Berichtigung der Abrüstungspläne ein Höchstmaß von zehn
Jahren setzt. Deshalb hat Deutschland seine Gleichberech-
tigungsforderung jetzt nachdrücklich angemeldet als prüfstein
für den guten Willen seiner Vertragspartner. Sie bezieht sich
ebenso auf die grundsätzlicheFrage der Wehrverfassung wie -

auf die sogenannten Angriffswasfen, die- bei den Sachver-
ständigenberatungen in Genf sich plötzlich in Verteidigungs-
mittel verwandelten. Wenn UsBoote, Flugzeugträger, Kriegs-
flugzeuge, schwere Geschütze und Kampfwagen nur Mittel

für die nationale Verteidigung sind, so kann man diese Waffen
Deutschland nicht vorenthalten

Wenn andere Staaten ihre
Landesgrenzen mit Wällen us Eisen und Beton befestigen,s
mit welchem Recht will man diesen Schutz Deutschland ver-

sagen? Wir wollen keine Teilnahme am Wettrüsten, schon
weil unsere finanzielle Lage das verbietet. Wir fordern aber

das Recht, unsere beschränkten Geldmittel so anzulegen, daß -

sie einen günstigen Nutzeffekt für die Landesverteidigung
bringen.

Das ist in kurzen Umrissen der Inhalt der deutschen
Forderung nach gleichem Recht in der Wehrfrage und nach
Wiedergewinnung der nationalen Sicherheit« Die Lösung
dieser Frage wird und muß in der nächstenZukunft gefunden
werden. Denn sie ist nicht nur eine Frage der Ehre und

Würde des deutschen Volkes, sondern auch eine Lebensnot-

wendigkeit für die Welt, deren Frieden nur auf der Grund-

lage des Vertrauens, des Rechtes und der Freiheit gedeihen kann.

.

«

Bersailles
Der Bruch eines Abkommeiis

Von Oberregierungsrat Dr. Wilhelm Ziegler

Es ist kein Zweifel, daß die Stimmen für eine Revisiondes
VersaillerVertragesin der Welt sich mehren. Immer mehr verdichtet
sich dabei die Erkenntnis auf den Punkt, der in Wahrheit die

»Wur.zelalles Übels gewesen ist. Das ist der Bruch des mit der

LansingsNote vom 5. November 1918 geschlossenenvölkerrechtlichen
Abkommens durch den späteren Vertrag. Aber wenn bisher alle

Äußerungen und Veröffentlichungen, die mit ihrer Kritik an diesem
Ursprung ansetzten, sich in allgemeinen Feststellungen und Wen-

dungen berechtigter moralischer Empörung bewegten, ist jetzt zum
ersten Male von kompetenter ausländischer Seite der Versuch
unternommen-worden, in streng methodischer Weise an Hand der

LansingsNote und der 14 Wilsowpunkte diesen Bruch des völkers
rechtlichen Abkommens durch den Vertrag positiv zu untersuchen
und nachzuweisen.

Das Verdienst, sich dieser mühsamen und doch notwendigen
Arbeit unterzogen zu haben, gebührt dem schwedischen Schriftsteller
B. G.·de Montgomery in seinem soeben erschienenen Buche
,,Vorsailles, a breach ok agreement«, London (Methuen 8r Cie.).
Montgomery,der englischer Abstammung ist, hat schon durch andere
Studien in· englischerSprache, wie z. B. über »Pax Britannica« und

anderepolitischeprobleme, sich einen Namen gemacht. Er geht auch
an diese,mitten im Brennpunkt der internationalen Diskussion und
Machtkampfe stehendeFrage durchaus objektiv und unparteiisch als

überlegenerWissenschaftlerheran. Denn er ist keineswegs Deutschen-
freund, wie»es sich an den verschiedensten Stellen, insbesondere in

feinemKapitel über diemKriegsschuldfragaergibt. Ishm ist es allein
um die Sache des europaischen Friedens und damit des Friedens der
Welt zu tun.

»

-

Jn drei verschiedenen Stockwerken baut Montgomery fein Buch
aus. Der Ausgangspunkt ·und das Fundament ist eine exakte
Wiedergabedes deutschen Friedensangebotes und des Notenwechsels,
der sichdaran anschloß.»Auf Grund dieser historischen Darlegungen
gewinnt er »denStoff fur das entscheidende Kapitel über »Die ver-

einbarte ·Friedensbasi»s«.Zum ersten Male wird in diesem Ab-

schnitt eine-systematische und erschöpfendeDarlegung des Noten-

wechsels, der zu dem sogenannten Vorfriedensvertrag vom s. No-

vember 1918 führte, in fremder Sprache gegeben. Diese Darlegung
in ihrer knappen Kürze und streng logischen Disposition ist über-

haupt eine der besten Darlegungen dieses entscheidenden Abschnitts
der internationalen Geschichte im Oktober und November 1918,
die wir kennen. Vor allein das Ausland erfährt durch diese streng
methodische historische Skizze zum ersten Male in aller Eindring-
lichkeit, wie eigentlich der Hergang gewesen ist, der zur Lansing-
Note vom 5. November 1918 führte. MontgomerY schildert völlig
objektiv, daß präsident Wilsonund Oberst Hause all ihre Macht
der Überzeugungeinsetzen mußten, um die Alliierten auf die Linie

der deutschen Friedensvorschlägezu bringen. Auf der anderen

Seite räumt er aber mit der Legende auf, als sei dieser Abschluß
des Vorfriedensvertrages allein auf Drängen der Deutschen zustande
gekommen. Vielmehr weist er an Hand der Vorgänge im Lager
der Alliierten und besonders im ,,Obersten Kriegsrat« swährend der

letzten Oktoberwochen nach, daß auch dort keineswegs unbedingte
Siegesszuversichtbestand, und daß aus diesem Grunde insbesondere
die englischen Generale, aber auch der Marschall Foch als Höchst-
kommandierender der alliierten Streitkräfte »dieWaffenstillstandbedins
gungen einer Fortsetzung des Feldzuges mit all ihren zahlreichen
ungewissen Aussichten vorzogen«. Insgesamt kommt Montgomery
auf Grund seiner minutiösen Untersuchung, die sich sowohl mit der

militärischen Lage wie mit den politischen und diplomatischen Vor-

gängen in den entscheidenden Wochen zwischen dem deutschen
Friedensangebot vom 6. Oktober und der LansingsNote vom

5. November befaßt, zu dem Resultat, daß «die·Deutschensich wohl
ergeben haben, aber »unter der ausdrücklichen Bedingung, daß der

Friede nicht diktiert werden, sondern mit den von ihnen vorher'

angenommenen Bedingungen übereinstimmen solle«. Denn es war

ein moralisch und Juristisch bindender Vorvertrag (a.greement)
»als Friedensbafis« zustande gekommen, der beide Teile in gleicher
Weise band. Es ist also derselbe Standpunkt, den die Alliierten
selbst in dem späteren Notenwechsel mit der deutschen Delegation
über Annahme oder Ablehnung des Vertrages in «derMantelnote

vom IS. Iuni 1919 eingenommen haben. Dabei gibt Montgomery
unumwunden zu, daß in der Abstraktheit der Wilsoii-Punkte und
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vor allem in den beiden Vorbehalten der Entente bezüglich der

»Wiedergutmachungspflicht«und der »Freiheit der Meere« eine
starke Schwächung der deutschen Position auf »der Friedenskonferean
lag. Denn in Abwesenheit irgendeiner unabhängigen juristischen
Körperschaft zur Schlichtung von Disputen über die Interpretation
der vereinbarten Generalprinzipien seien die alliierten Reigierungen
in der Tage gewesen, ihre Meinung in allen Interpretationsfragen
zu erzwingen. Aber es müsse trotzdem anerkannt werden, daß
Deutschland jederzeit das Recht zu einer Revision des Vertrages
da habe, wo eine offensichtliche Fehlinterpretation der Bestimmungen
des Vorwaffenstillstandsvertrages Platz gegriffen habe.

Von dieser einwandfreien Basis aus geht Montgomery daran,
die gesamten Wilson-Punkte einheitlich zu ordnen, um auf diese
Weise die Norm für die kritische Untersuchung des Vertrages selbst
zu gewinnen. Auch hier geht er streng methodisch vor, indem er

der Reihe nach die Hauptpunkte des Versailler Vertrages einer

kritischen Analyse unterzieht. Er beginnt mit der Reparationss
frage und kommt zu dem Ergebnis, »daß die führenden Staats-
männer der Alliierten das Memorandum (der Lansing-Note) mit
voller Kenntnis der Tatsachen unterschrieben, daß die Reparationen
nicht Kriegskosten und Pension-en mitumfassen sollten«, und »daß
die schließliche Regelung basiert war auf der Volksstimmung in
den verschiedenen alliierten Ländern, anstatt, wie es hätte sein
sollen, auf den vorher angenommenen Bestimmungen«. Dann geht
er über zu der Frage der deutschen Kolonien, deren Untersuchung
er mit der Feststellung abschließt: »Die Aushändigung deutscher
Kolonien mit vollen Rechten an Japan und die britischen Dominien
bedeutet einen klaren Bruch des Vorwaffenstillstandsvertrages und,
da sie durch Drohungen erzwungen worden ist, eine Verletzung des

Völkerrechts. Überhaupt ist das Mandatssystem ungesetzlich, in-

sofern, als es eine Diskrimination zwischen Deutschland und den
anderen Mächten enthält.« Die Regelung der

Lothringen dagegen scheint ihm in voller Übereinstimmung mit den

Vorwaffenstillstandsbedingungen zu stehen, während er an der Ab-

tretung von EupensMalmedY an Belgien ernste Kritik übt. Auch
die zeitweilige Abtrennung des Saargebiets von Deutschland er-

klärt er ,,fraglos für einen Bruch des Vorwafsenstillstandss
abkommens«. Brseiten Raum widmet er sodann der Frage der Ost-

grenze,
die er in drei Abschnitte gliedert: den Status der Freien

tadt Danzig, die Grenzziehung in Oberschlesien und die Existenz
des Polnischen Korridors. Im Falle Danzig schließt er mit der

Erklärung: »Streng genommen, war ies nicht vereinbar mit den

Bestimmungen des Vorwaffenstillstandsvertrages, von Deutschland
eine rein deutsche Stadt abzutrennen, auch wenn sie unter den

Schutz des Völkerbundes gestellt wurde. Auf der anderen Seite

hätten die Vorwaffenstillstandsbedingungen nicht erfüllt werden

können, wenn Polen ohne einen Hafen geblieben wäre, über den
es volle Kontrolle hatte. Die Kla-usel, die Polen mit der Führung
der auswärtigen Geschäfte der Freien Stadt betraute, war einwand-

frei illegal.« Bei der Erörterung des Falles Oberschlesien be-

anstandet er die für Deutschland nachteilige Grenzziehung, die den

Ergebnissen der Volksabstimmung nicht strikt folge, aber er hält
die Zuteilung der- oberschlesischen Kohlenbergwerke an Polen für
lebensnotwendig im Interesse der polnischen Industrie. Dann
kommt er zu dem Polnischen Korridor, den er als das »schwierigste
der drei Probleme« ansieht.

·

In den Mittelpunkt stellt er das

Prinzip der »unbestreitbar polnischen Bevölkerung gemäß dem

achten WilsoniPunkt«. Dabei befaßt er sich auch mit der Frage
der ethnologischen Zugehörigkeit der Kaschuben, die nach seiner
Ansicht zweifellos den Polen näherstünden als den Deutschen. In
diesem Abschnitt steht auch der sonderbare Satz: »Es ist auch eine

unbestreitbare Tatsache, daß Ostpreußen für mehrere hundert Iahre
von dem übrigen Deutschland getrennt gewesen ist, und daß es erst

von 1866 an wirklich in die politische Grenze Deutschlands ein-

bezogen worden ist.« Es ist uns unerfindlich, worauf diese An-

nahme von Montgomery zurückgeht,die er an anderer Stelle seines
Buches noch einmal wiederholt. Trotz dieser Irrtümer ist dieser
Abschnitt der einzige, in dem er zu keiner fertigen Schlußfolgerung
kommt, auch wenn er die polnischen Ansprüche stark befürwortet.
Dafür aber übt er um so schärfere Kritik an der Behandlung der

deutschen Minderheiten in Polen, bei der die Polen »in der Tat

Maßnahmen und Methoden angewandt hätten, welche weder weise
noch- eines zivilisierten Staates würdig seien«. Gegen die Ab-

trennung Memels hat er vom Standpunkt der WilsonsPunkte nichts
einzuwenden. Das gleiche gilt für die Untersuchung der Nord-

chleswigfrage. Dagegen Jsei das Anschlußverbot in Artikel 80

es Versailler Vertrages und Artikel 88 des Vertrages von

St. Germain »unvereinbar mit den Bestimmungen des Vorwafsen-
stillstandssvertrages, was auch immer die Absicht der Alliierten bei
der Schaffung von Garantien gegen die deutsch-österreichischeVer-

einigung gewesen sei«. Ganz kurz ist seine Untersuchung der Ent-

waffnungsbestimmungen. Hier steht für ihn ohne weiteres fest:
»Es scheint klar, daß Deutschland das Recht hat, sobald es die Ent-

waffnungsbedingungen des Vertrages erfüllt hat, von den alliierten
und asfoziierten Mächten ihrerseits Rüstungseinschränkungen in

ähnlichen Proportionen zu erwarten-«
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Es ist also ein ziemlich vernichtendes Gesamtergebnis, zu dem

Montgomery bei der Betrachtung des Vertrages gelangt, auch wenn

es nicht überall und in allen Einzelheiten der deutschen Über-
zeugung entsprechen mag. Es wiegt aber um so schwerer, als er

bei der Untersuchung der Kriegsschuldfrage, die er allerdings im

wesentlichen auf die letzten 55 Tage zwischen dem 28. Iuni und
dem I. Augut beschränkt,zu

—- bedauerlichersweise — ziemlich un-

freundlichen chlüssenfür die deutsche Politik gelangt.

Besonders verdienstlich und interessant ist, daß Montgomery
sich nicht nur mit der Untersuchung des Vergangenen begnügt,
sondern in seinem Schlußkapitel den Versuch unternimmt, die »Um-
risse einer neuen Ordnung« zu entwerfen. Dabei konzentriert er

sichs auf die sechs Fragen: Saargebiet, Reparationen, Abrüstung,
Anschluß, Kolonien, deutsche Ostgr·enze. Für das Saargebiet meint

er, daß diese Frage sich mit der Zeit, nämlich durch die Abstimmung,
von selbst regeln werde. In der Reparationsfrage scheint ihm
»das einzig möglich-e Heilmittel eine resolute Reform zu sein, die
alle Reparationen abschafft, außer den Verpflichtungen Deutschlands,
die aus privatwirtschaftlichen Krediten erwachsen sind«. In der

Abrüstungsfrage hätte Deutschland »volleBerechtigung, seine Rüstung
auf den Stand der großen Mächte zu bringen, wenn diese
ihren eigenen Verpflichtungen nicht nachkämen,ungeachtet einiger
gegenteiliger Vorkehrungen in dem Vertrag«. Aber ier knüpft
daran die Hoffnung, »daß im Interesse des Friedens Deutsch-
land nicht dazu getrieben werden möge, diese Bahn einzu-
schlagen, sondern daß eine allgemein-e Verständigung erzielt
werden möge, die Deutschlands legitime Ansprüche befriedigt
und allen betroffenen Parteien Genüge leistet«. In der Anschluß-
frage schlägt er »eine öffentliche Erklärung von Iuristen ver-

schieden-er Nationalität« vor, des Inhalts, »daß das Anschluß-
verbot der Verträge von Versailles und St. Germain »unvereinbar
sei mit den übernommenen Verpflichtungen und den Grund-

prinzipien des Völkerrechts widerspreche«. Mit dieser Erklärung
möchten sich vorläufig Deutschland und Österreich begnügen, da

diese Frage besonders leicht entzündbar sei. In der Kolonialsrage
schlägt er folgende Regelung vor: »Die Mächte möchten Deutsch-
lands Ansprüchen auf Kolonialbesitz ihre größte Aufmerksamkeit
widmen. Denn wenn Deutschland kein Ausweg für seine ständig
wachsende Bevölkerung gewährt würde, würde es früher oder später
seine Grenzen in Europa durchbrechen. In diesem Falle würde

es seinen Blick ostwärts in die weiten und dünn besiedelten Gebiete

Polens und Rußlands richten.« Zum Schluß wendet er sich der

heiklen Frage der deutschen Ostgrenze zu. An die Spitze dieses
Abschnitts stellt er die Feststellung: »Die Tage, wie sie durch die

Wiederherstellung Polens zusammen mit der konsequenten Fest-
setzung der deutschen Grenze verursacht worden ist, ist im Augen-
blick das komplizierteste und kritischste Problem, das durch den

Versailler Vertrag aufgeworfen worden ist. In der Tat kann der

Polnische Korridor, welch-er jetzt Ostpreußen von dem übrigen
Deutschland trennt, als Gesahrenherd Europas bezeichnet werden.«
Das dringendste praktische Revisionsproblem ist für ihn infolgedessen
die Herstellung einer Landverbindung zwischen Deutschland und seinen
Ostprovinzen. Hier sieht er zwei Alternativen. Die eine bestünde
in einer Ausdehnung des Gebiets der Freien Stadt Danzig quer
durch den Korridor bis zur Vereinigung mit der deutschen Grenze-
die andere wäre die, ,,Deutschland mit vollen Souveränitätsrechten
einen schmalen Streifen Landes quer durch den Korridor zu geben,
längs der beiden Seiten der Bahnlinie Konitz-Stargard-Dirschau.
Wo polnische Bahnen oder Straßen diese Linie kreuzten, könnten

sie unter oder über dem Bahnniveau hergeführt werden« Mont-

gomery legt den Polen nahe, sie möchten solch eine Lösung an-

nehmen. Denn »sie wären äußerst unklug, wenn sie dies nicht täten,
weil, wenn die Dinge so blieben wie heute, dort mit Sicherheit
eines Tages eine ernste Unvuhe eintreten würde«.

So klar und folgerichtig, gewissenhaft und verantwortungss
bewußt dieses Buch von Montgomery geschrieben ist, so voreilig
wäre es, anzunehmen, daß hinter ihm bereits kompakte Massen der

öffentlichen Meinung der Welt stünden. Sind doch auch viel

zu viele reale Interessen mit der gegenwärtigen Machtgruppierung
auf der Welt verknüpft. Immerhin, Montgomerys kritische Studie
ist ein ernster Vorbote eines beginnenden Stimmungswandels.
Er selbst stellt fest, daß glücklicherweisedie angelsächsischenNationen
und die hauptsächlichsten Neutralen beginnen, die wahre Ursache
des gegenwärtigen unglücklichen Zustandes in Europa einzusehen,
und zu erkennen, daß Deutschland schweres Unrecht geschehen ist,

und daß Änderungen des Vertrages im Gesamtinteresse aller
Nationen ratsam sind. Jedes Land in der Welt habe das Recht,
im eigenen Namen und im Namen der Gerechtigkeit zu verlangen,
daß die Kapitel des Versailler Vertrages, die offenkundig illegal
seien, und die Keime künftiger Konflikte in sich trügen, abgeändert
oder ergänzt werden müßten. Er verschließt aber auch nicht die

Augen davor, daß »der französische Militarismus« das Haupt-
hindernis für diese Entwicklung zur Gesundung Europas ist..
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Die deutschenKolonien
Von Dr. Paul Teutwein

Der Erwerb der deutschen Kolonien fällt in der Haupt-
sache in die achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts. Damals

galten die Forschungsreisen in Afrika im wesentlichen als ab-

geschlossen, und der Erdteil wurde unter die verschiedenen
europäischenMächte verteilt. Zu gleicher Zeit begann die

kolonialeAufteilung der Südsee, so daß diese ganze periode
nicht mit Unrecht als die imperialistische periode der Kolonials

politik bezeichnet wird.
Als Geburtstag des deutschen Kolonialreiches wird der

24. April 1884 angesehen, an welchem Tage Bismarkk durch
den deut chen Konsul in Kapstadt amtlich erklären ließ,
daß die rwerbungen des Herrn Tüderitznördlich des Oranjes
flusses unter dem Schutze des Reiches ständen. Wie in Süd-

westafrikadie Initiative von einem Privatmann ausging, so
sind·es in den meisten Kolonien private Unternehmer und

politiker gewesen, die die Besitznahme herbeigeführt haben.
Das prägte sich lange in der Verwaltung aus, die in Südwests
afrika, in Ostafrika und Neuguinea in den Händen privater
Gesellschaften lag, bis diese sich als zu schwach erwiesen, die

Verwaltungslasten großer Gebiete zu tragen und ihre Auto-

rität zu behaupten. Noch im gleichen Jahre wie in Südwest-
afrika wurde die Flaggenheißung in Togo, Kamerun und in
Neuguinea vollzogen. Ostafris

Schätzungen beruhen. Die Bevölkerung des von Frankreich
1911 erworbenen Teils Kameruns ist nicht ergriffen. Die Be-

völkerung Neuguineas ist roh geschätzt.Jm übrigen geben die

Bevölkerungszahlen die Verhältnisse von 1913 wieder. Man

wird also höhere Zahlen als wirklich annehmen können. Zu
Beginn des Weltkrieges dürfte das deutsche Kolonialreich
rund 13,5 Millionen Eingeborene und Zo 000 Weiße be-

herbergt haben. Die Größenzahlen sind, mit Ausnahme der-

jenigen Neuguineas, genaue Berechnungen.
Die Tatsache, daß bis zum Weltkriege noch nicht die ge-

naue Zahl der Eingeborenen bekannt war, beweist, daß die

Erforschung Afrikas noch nicht soweit vorgeschritten war, um

die wirtschaftliche Entwicklung planmäßig in Angriff nehmen
zu können. Die gleichen Verhältnisse wie in den deutschen
Kolonien zeigten sich auch in den Kolonien der anderen Län-

der. Es ist deshalb kein Wunder, wenn der Ausbau der Ver-

kehrswege bis etwa 1900 durch tastende Versuche im afrikani-
schen Neulande und in Neuguinea gekennzeichnet war. Um

diese Zeit war man sich noch nicht über die Spurweite der zu
bauenden Eisenbahnen schlüssiggeworden. Man findet deshalb
bei den afrikanischen Bahnen noch heute alle Spurweiten
zwischen 60 cm und 1,455 m vor. Jm Laufe der Zeit hat sich

aber doch herausgestellt, daß
kas Begründer Karl peters
erhielt im Februar 1885 sei-
nen Schutzbrief. Jm Jahre
1899 wurden durch Kauf von

Spanien die Karolinem pa-
lau- und Marianenanseln er-

worben. Jm gleichen Jahre
fanden die Verhandlungen
mit England und den Ver-

einigten Staaten über die

Aufteilung Samoas statt, das

1900 in Besitz genommen
wurde. Unabhängig von die-

sen Abrundungsbestrebungen
des deutschen Kolonialbei
sitzes erfolgte 1897 die Pach-
tung Kiautschous Während
allmählich die Kolonien der

Verwaltung der Kolonials

abteilung des Auswärtigen
Amtes, von 1906 bis 1919
selbständiges Kolonialamt, unterstellt wurden, verblieb Kiaus

tschou der Verwaltung durch das Reichsmarineamt.
Begreiflicherweise wurden die Grenzen der zum Teil sehr

großen Kolonien erst im Taufe der Zeit durch besondere Ver-

träge mit den anderen interessierten Mächten festgesetzt,so die-

jenigen Ostafrikas im Juli 1890 durch den Zanzibarvertrag.
Kamerun, das ursprünglich auf 495 000 qkm bemessen war,
wurde 1911 durch den Marokkovertrag mit Frankreich auf
rund 790 000 qkm gebracht. Nach Beendigung aller Verhand-
lungen ergab das deutsche Kolonialreich vor dem Weltkriege
folgendes Bild:

Das Bremer Kolvnialdentmal

Größe Bevölkerung

qkm einheimische weiße

Ostaftika . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 995 ooo 7 ska 000 s 336

Kamerun . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 790 ooo 2 649 ooo i 871

Togo . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 87 200 i 032 ooo 368

Südwestafrika. . . . . . . . . . . . . . . .. 835 xoo st ooo H 850

Neuguinea . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 240 ooo 968
Karolinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 476 I 600 oooi 459
Samoa . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 572 35 ooo 544

Kiautschou. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 552 ist ooo a 470

zusammen: 2 952 900 12 230 ooo l 28 sqo

Hierzu ist zu bemerken, daß die Zahlen der Eingeborenens
bevölkerung nur zum Teil auf Zählungen, vorwiegend auf

die 1-m-Spur bzw. die Kap-
spur von 1,076 m für Afrika
die geeignetsten sind. Als

jüngstes Kolonialvolk neben

den Belgiern bedurfte deshalb
das deutsche Volk jahrzehntes
langer Erfahrung, um sich zu
einem bestimmten System des
Ausbaues der Verkehrswege
durchzuringen. Grundlegend
wurde das Eisenbahnbaupro-
gramm des ersten Kolonials

staatssekretärs Dernburg vom

Jahre 1906. Dieses Pro-
gramm sah einschließlich der

wenigen bisher gebauten Bah-
nen ein Gesamteisenbahnnetz
von 4476 km vor, die sämt-
lich auf Afrika entfielen. Der
Löwenanteil dieser Bahnen
entfiel wieder aus Südwest-

afrika, als der Kolonie der größten Einwohnerzahl an Weißen
mit 2104 km. Erst im Jahre 1908 konnte der beschleunigt
durchgeführte Eisenbahnbau sich wirtschaftlich auswirken,
weshalb es zweckmäßigerscheint, die Gesamthandelszahl von

1908 als Ausgangspunkt zu nehmen. Der Vergleich zwischen
1908 und dem letzten Wirtschaftsjahr 19x3 ergibt:

1908 1913

Einfuhr 92 Millionen M. 160 Millionen M.

Aussuhr 46 Millionen M. 170 Millionen M.

Nach den Ergebnissen des ersten Halbjahres 1914 rechnete
man für dieses Jahr mit über Z Milliarde Gesamthandel der

Kolonien und wieder aktiv.

Wie man nun diese Handelsentwicklung beurteilen mag,

für die neueste Zeit hat die fortgeschrittene Verkehrstechnik
bessere Bedingungen geschaffen durch die Entwicklung des

Automobils. Wohl wird die Eisenbahn auch weiterhin eine

gewichtige Rolle als Verkehrsmittel spielen, aber hinsichtlich
der weiteren Erschließung Afrikas wird das Automobil füh-
rend sein. Da man heute nicht mehr unbedingt für das Auto-

mobil auf Kunststraßenangewiesen ist, stellt sich der Bau einer

Automobillinie wesentlich billiger als derjenige einer Eisen-
bahn, auch ist das Kapital nicht in der Weise festgelegt. Eine
Automobillinie kann wieder umgelegt werden, eine einmal ge-
baute Bahn nicht. Erweisen sich also beim Bahnbau die wirt-

schaftlichen Voraussetzungen nachträglich als hinfällig,»soist
das Kapital verloren. Da die Technik sich noch immer m der

Weiterentwicklung befindet, kann man nach dem jetzigen Zu-.
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stand immer noch keine genauen Zukunftsberechnungen an-

stellen. Man kann nur sagen, daß die Aussichten der wirtschaft-
lichen Entwicklung der Kolonien heute wesentlich größer sind
als vor dem Kriege. Die Verkehrserschließungwird sich ferner
schneller vollziehen, weniger Kapital brauchen und ein ge-
ringeres Risiko in sich schließen.

- Durch den Versailler Vertrag ist nun Deutschland bis auf
weiteres seiner Kolonien beraubt wor-

den. Artikel 119 des eigentlichen Ver-

trages bestimmt- iiieehemaligendeutschen kolonien

schen Kolonien unter die Mandatare geschah wie folgt: Eng-
land erhielt 35 000 qkm von Togo und rund 90 000 qkm
von Kamerun als BiMandat, während die Hauptteile von

Togo und Kamerun Frankreich zur Verwaltung übergeben-
wurden. England erhielt ferner Deutsch-Ostafrika — jetzt
Tanganyika Territory genannt —, mit Ausnahme der dicht-
bevölkerten Provinzen Ruanda und Urundi, rund 60 000 qkm,

die Belgien erhielt. Diese Mandate sind
sämtlich B-Mandate.

Heime m 7000 tm-

f-»Wh«e«ahi J«Mit

Osiafrikd

,,Deutschland verzichtet zugunsten
der alliierten und assoziierten Haupt-
mächte auf alle seine Rechte und An-

sprüche bezüglich seiner überseeischen
Besitzungen.«

Damit war nun das letzte Wort

nicht gesprochen, da die Völkerbund-

satzung, die ja einen Bestandteil des

Versailler Vertrages bildet, die eigent-
lichen Bestimmungen hinsichtlich der

deutschen Kolonien getroffen hat. Ar-
tikel 22 der Völkerbundsatzung bestimmt,
daß die deutschen Kolonien so wie die

von der Türkei abgetretenen Gebiete

nicht in den Besitz der Siegerstaaten
übergehen, vielmehr unter besonderen
Bedingungen als Mandate zu verwalten

sind. Zum eigentlichen Besitzer dieser
Gebiete ist der Völkerbund geworden,
der lediglich seine Befugnisse für unbe-

stimmte Zeit an bestimmte Staaten über-

trägt. Es werden drei Arten von ·

Mandaten unterschieden.
AsMandate. Dies find die abge-

tretenen Teile des türkischen Reiches,

Wichtigste
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Südwestafrika wurde als CiMandat
dem Südafrikanischen Bund zur Ver-

waltung übergeben. Das ehemalige Neu-

guinea erhielt der Australische Bund als

C-Mandat. Die Jnselgruppen Karo-

linen, Marianen, Palau- und Marshall-
inseln erhielt Japan. Samoa wurde als

CsMandat Neuseeland überlassen. Kiau-

tschou wurde zunächst Japan unter-

stellt, mußte aber von letzterem 1922 an

China zurückgegebenwerden.

Es lag nahe, daß sich die Manda-
tare bald als Besitzer der ihnen anver-

trauten Kolonien fühlten. Schon 1920
machte sich das Bestreben, den Völker-

bund auszuschalten, bemerkbar. Jm No-
vember 1920 richtete die deutsche Regie-
rung eine Beschwerde an den Völker-

bund, in welcher unter Berufung auf
die, obengenannten Bestimmungen fest-
gestellt wird, daß der Völkerbund selbst
die Fürsorge und Verantwortung für die

deutschen Kolonien übernommen hat und
Mandatare nur von ihm ernannt wer-

den können. Deutschland meldet ferner

,:««-«·.s·.
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deren Dasein als unabhängige Nationen
anerkannt wird unter der Bedingung,
daß die Ratschläge und die Unterstützung eines Mandatars

ihre Verwaltung bis zu dem Zeitpunkt leiten, bis sie imstande
sein werden, sich selbst zu leiten.

BiMandate. Das ist die Mehrzahl der deutschen Kolonien,
in welchen der Mandatar verantwortlich für die Verwaltung
seines Gebietes sein muß (englischer Text). Hierzu sind Be-

dingungen gestellt, die sichungefährmit den Bestimmungen der

Kongoakte von 1885 decken und besagen, daß Sklaven-, Waffen-
und Alkoholhandel abgestellt werden und Gewissens- und

Religionsfreiheit gewährleistet werden müssen. Verboten ist
ferner die Errichtung von Be-

·

sestigungen, von Heeres- und

Flottenstützpunkten sowie die

militärische Ausbildung ider Ein-

geborenen, soweit sie nicht ledig-
lich der Tandesverteidigung oder

polizeilichen Zwecken dient. Dem

Güteraustausch und der Han-
delsbetätigung der anderen Mit-

glieder des Völkerbundes muß
die gleiche Betätigungsmöglichs

keit gegeben sein.
.

CiMandate sind Gebiete,
die wie Südwestafrika und ge-

wisse Inseln der Südsee infolge
geringer Bevölkerungsdichte oder
geringer Ausdehnung gewis er-

maßen als integrierender Be-

standteil des Gebietes des Man-

datars verwaltet werden können

unter Vorbehalt der obenge-
nannten Bürgschaften für die
Eingeborenen,

Jn allen drei Fällen hat der

Mandatar dem Völkerbundsrat

alljährlich einen Bericht über die .

seiner Fürsorge anvertrauten

Gebiete vorzulegen.
Die Verteilung der deut-
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Die Mandatoverteilung

an: ,,Deutschland hat das Recht, An-

spruch darauf zu erheben, daß es zu
gegebener Zeit bei der endgültigen Vergebung der Mandate

für die Kolonien zugezogen wird.«
Da nun Deutschland seit 1925 Mitglied des Völkerbundes

ist, liegt es nahe, diese Ansprüchegeltend zu machen, zumal die

Weltwirtschaftskrise führende amerikanische, englische, franzö-
sischeund italienische Staatsmänner veranlaßt hat, Deutschland
selbst auf seine kolonialen Ansprüche zu verweisen. Besonders
nimmt Italien, das bei der Vergebung der Mandate leer aus-

gegangen ist, daran ein besonderes Interesse. Man wird die

weitere Entwicklung der Dinge sorgfältig beobachten müssen.
Als hervorstechendster Ver-

such, die Mandatisierung in ein

Besitzrecht umzuwandeln, gilt
der. Versuch Englands, Ostafrika
in ein Dominium einzufügen,
das sich aus Uganda, Kenia,
Ostasrika und Zanzibar zusam-
mensetzen soll. Dieser Versuch
ist hauptsächlich an der Ver-

tretung- lder Eingeborenen ge-

scheitert, die daraus verwiesen,
daß der Mandatar kein Besitz-
recht habe und keinerlei Ver-

änderungen auch nur verwal-

tungstechnischer Natur treffen
dürfe. Es ist dies ein deutlicher
Beweis, daß in Zukunft die

Eingeborenen keineswegs mehr
als Objekt des Kolonisators
oder Mandatars gelten wollen
und bestrebt sind, selbst mitzu-
bestimmen. Es darf abschließend
darauf verwiesen werden, daß
dieses Mitbestimmungsrecht der

Eingeborenen am Schicksal der

von ihnen bewohnten Länder

unter der deutschen Kolonial-
herrschaft stets gewürdigt wor-

den ist.

Deutsch
Ost-Mike
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Die Wirtschaftskonferenz von Ottatva
Von Generalkonsul Dr. Crull.

Die britische Reichswirtschaftskonferenz in Ottawa ist be-

endet. Jst sie ein Erfolg? Sie ist es nicht für die, die von

ihr die Aufrichtung eines autarkischen britischen Weltreiches
oder auch nur eines Welt-Empire-Zollvereins erwartet hatten.
Ob sie es für die etwas Bescheideneren ist, die nur ein engeres
Gefüge im Weltreich herbeiführen und den die große Jdee
des Weltimperiums schädigenden Sonderbestrebungen der

Tochterländer ein Halt gebieten wollen, kann nur die Zukunft
lehren; ebenso wie es vorläufig im dunkeln bleibt, ob Groß-
britannien für die großen Opfer, die es dieser Idee zu-.
gunsten der Forderungen der Mitgliedstaaten gebracht hat,
wenigstens zum Teil einen Ausgleich in dem erhöhten Absatz
seiner produkte nach diesen Staaten finden wird.

Was sich zunächst äußerlich als Resultat der Konferenz
herausschält, sind 12 V erträg e , von denen sieben zwischen
dem Mutterlansde und Australien, Reuseeland, Südafrika,
Südrhodesien, Jndien, Kanada und Neufundland, drei zwi-
schen Kanada und Südafrika, Jrland, Südrhodesien und zwei
zwischen Südafrika und Jrland bzw. Reuseeland abgeschlossen
sind. Die Dauer aller Verträge ist auf fünf Jahre festgelegt;
von da ab sind sie mit Sechsmonatsfrist kündbar. Nur der

Vertrag mit Indien ist von Anbeginn an jederzeit mit Sechs-
monatsfrist kündbar. Jn allen Verträgen hat sich Groß-
britannien verpflichtet, die Dominien von dem durch das

Zollgesetz von 1932 eingeführten joprozentigen Wertzoll auch
über den bisher als Endtermin festgesetzten 15. November d. J.
hinaus zu befreien, und diesen Zoll nicht ohne Genehmigung
der Dominien aufzuheben, sowie mit den Dominien, dafür zu
sorgen, daß die zwischen ihm und den Dominien bestehenden
Zollvergünstigungenauf die Kolonien und Mandatsgebiete
ausgedehnt werden.

·

Aus den einzelnen Verträgen sind folgende Leistun-
gen Großbritanniens anf die Dominien hervorzuheben. Alle

Dominien erhalten auf die Dauer von drei Jahren freie Ein-

fuhr für Eier, Butter, Geflügel, Käse und andere tierische
Erzeugnisse; Südafrika, Südrhodesien und Kanada auf zehn
Jahre Beibehaltung der geltenden Vorzugszölle für Tabak.

Gegenüber Kanada verpflichtet sich Großbritannien zur Ein-

führung eines nichtkanadische Erzeugnisse treffenden Zolles
auf Weizen von 2 sh je Quarter (290 Liter) und auf
Kupfer von 2 d. je I engl. Pfund. Mit Rücksichtauf Reu-

seeland werden die Einfuhrzölle auf gewisse Lebensmittel,
z. B. für Butter auf ,15 sh je Zentner, Eier auf 1——1ZJZ sh
das Gros, Käse auf 15 v.H. des Wertes, erhöht. Australien
und Südafrika erhalten ein bestimmtes zollfreies Einfuhr-
kontingent von gefrorenem Hammel-, Lamms und Rindfleisch.

Jm Abkommen mit K a n a d a erleichtert Großbritannien
die Einfuhr von Mehl, nimmt bis zu 234 Millionen Zentner
Speck und Schinken zollfrei auf und verpflichtet sich, seine
Einfuhrzölle auf Holz nicht ohne kanadische Zustimmung her-
abzusetzen. Dafür gewährt Kanada für 220 Positionen seiner
Zolliste eine Vorzugsbehandlung. «Die einzelnen Positionen
sind noch nicht bekannt. Es dürfte sich aber vor allem um

»Eisen- und Stahlwaren, Textilien, Leder und Chemikalien
handeln. Bei anderen Waren hat sich Großbritannien mit der

Zustimmung zufrieden gebenmüssen,daßseineAnträge auf Herab-
setzung der kanadischen Einfuhrzölle von einer neu zu bildenden

skanadischen Tarifkommission nach dem Grundsatz der Gleich-
heit der Wettbewerbsmöglichkeitenzwischen der englischen und

kanadischen Jndustrie geprüft wird. Diese Bestimmung befindet
sich auch in dem Vertrage Großbritanniens mit Australien.

Eine besondere Stellung nimmt in dem Abkommen mit
«

Kanada eine (überwiegend gegen Räterußland gerichtete)
Klausel ein, die die Zollpräferenzen gegenüber etwaigen
VUMPTUSsMaßUAHmenfremder Staaten durch Einfuhrverbote
wirksam erhalten soll.

Das Abkommen mit-J n d i e n charakterisiert sich dadurch,
daß England ihm die Abnahme einer größeren Menge Baum-

wolle zusichert, wogegen es für seine eigenen Waren grundsätz-
lich eine 10proz. (Automobile 734 v. H.) Zollermäßigung erhält.

Mit vorstehender Regelung hat England d e n G r u n d -

satz aufgegeben, daß Rohstoffe und Lebens-

,der konkreten Präferenzen

mittel nicht durch Zölle verteuert werden

dürfen, und damit endgültig auf das Fundament verzichtet,
auf dem durch Jahrhunderte seine wirtschaftliche Blüte auf-
gebaut war, d. i.—auf den FreihandeL Es hat dem

Gedanken des Empirehandels hier ein Opfer gebracht, das

um so höher zu veranschlagen ist, als die Erreichung des ihm
vorschwebenden weltpolitischen Zieles noch in den Sternen

geschrieben steht. Ohne Übertreibung kann man vor das Ver-

tragswerk von Ottawa den Satz stellen: »Und setzest du nicht
das Leben ein, nie wird dir das Leben gewonnen sein.« Noch
1913 exportierte das Mutterland im ersten Halbjahr genau

soviel Waren in die Tochterstaaten, wie es von letzteren
importierte, für 95 Mill. k. 1930 waren es in derselben Zeit-
spanne nur noch 155 Mill. gegen 160 Mill., 1952 sogar nur

84 Mill. gegen 130 Mill. E. Der auffällige Rückgang
seiner Einfuhr in die Dominien erklärt sich daraus, daß die
Dominien auf Gebieten, auf denen sie früher von England
beliefert wurden, eine eigene Industrie aufgebaut und sichauch
sonst seit dem Kriege immer unabhängiger vom Mutterland

gemacht haben. Dieser Entwicklung ist nunmehr ein Riegel
vorgeschoben. Ein umfassendes Präferenzsystem schweißt die

Mitgliedstaaten enger zusammen, sichert die. Ausnutzung der

großen noch unerschlossenen Hilfsquellen zunächst im eigenen
Raum und eröffnet in diesem neue hoffnungsvolle Märkte. (

Die große Gefahr für England liegt darin, daß die von

ihm den Dominien zugesagten Zölle zu einer Steigerung der

Lebenshaltungskosten im eigenen Lande führen — können,

nicht nowendigerweise müssen. Bekanntlich hat auch das Ab-

gehen vom Goldstandard seinerzeit diese allgemein voraus-

gesagte Wirkung nicht zur Folge gehabt. Kann sie vermieden
werden und arbeiten die Dominien auch ihrerseits ehrlich an

dem vom Mutterlande erstrebten höheren Ziele, der Verein-

heitlichung des Empirehandels, mit, so kann sich für alle Teile
daraus ein neuer Aufschwung ergeben.

Dem n i ch t b r it i s ch e n Handel eröffnen sich aus dem

Konferenzergebnis kaum irgendwelche günstigen
Perspektiven. Statt des Abbaues von Zoll-
schranken sind neue Zollschranken errichtet.
»Die neuen Wege, die es der ganzen Welt zu weisen geeignet
ist«, sind vorläufig noch das Geheimnis des britischen
Dominienministers Thomas. Dagegen liegen bestimmte Rach-
teile für die nichtbritische Welt schon heute klar zutage. Am

härtesten erscheinen Argentinien als Lieferant von Weizen
und Fleisch und die nordischen Staaten sowie Holland in dem

Absatz ihrer Molkereiprodukte und Eier betroffen. Rußland
steht hinsichtlich seiner Weizen-, besonders aber seiner Holz-
ausfuhr vor schweren Aufgaben, zumal das Damoklesschwert
der Dumpingklausel ständig über seinem Haupt schwebt, wäh-
rend sichdie Vereinigten Staaten durch die Präferenzenfür Stahl-
und Eisenwaren aus dem kanadischen Markt gehandikapt fühlen.
Für die d e u t s ch e A u s f u h r nach England spielen

die den Dominien zugesagten neuen Zölle und Zollerhöhungen
kaum eine Rolle. Unsere Ausfuhr dorthin ist in der Haupt-
sache eine solche von Halb- und Fertigfabrikaten. Beachtlicher
sind die Präferenzen, die die Dominien der englischen
Jndustrie gewähren. Denn wir sind Lieferant gerade für
diejenigen Warengruppen, die diese Staaten von jetzt an be-

vorzugt aus England beziehen wollen, nämlich Chemikalien,
Eisenwaren, Cextilien u. a. m. Berücksichtigtman aber, daß
unsere Ausfuhr nach den Dominien nur Z v.H. unserer Ge-

samtausfuhr ausmacht, und daß unsere Handelsbilanz mit

allen Dominien, ausgenommen mit Südafrika, passiv, ni. a. W.

daß wir gute Kunden dieser Länder sind, so braucht man wohl
vor einer allzu großen Schädigung unserer Ausfuhrinteressen
nicht in Sorge zu sein. Eine genaue Prognose wird sich
allerdings erst stellen lassen, wenn Ausmaß und andere Details

veröffentlicht worden sind.
Andererseits kann die Ablenkung des englischen Ausfuhr-
handels nach den Dominien unserem Export in anderen Fän-
dern hier und daAbsatzmärkte erschließen,auf denen bisher
die englische Stellung vorherrschend war. Das Gesamtbild
rechtfertigt daher vorläufig keinen Pessimismus. »
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Politische Chronik Vom 10. bis 25. August

Der U. August-
Jn Gegenwart des Reichspräsidenten von Hin-denburg findet

im Reichstag »die Verfassungsfeier des Deutschen Reiches statt.
Reichskanzler von Papen hält eine Ansprache. Reichsinnenminifter
Freiherr von sGaYl hält die Verfassungsrede.

Ausland:

Jn Spanien kommt es zu einem Militärausstand, der rasch
nieder-geworfen wird (10. 8.). —- Mit zehn gegen fünf Stimmen

fällt der Jnternationale Gerichtshof im Haag fein Urteil im Memels

streit. (Siehe die besondere Rotiz in dieser Rummer.) (11. 8.) —-

Vaida Voivod bildet sein zweites Kabinett in Rumänien (11. 8.).
—- Präsident Hoover hält eine Rede vor der republikanischen Partei,
in der er größeres Entgegenkommen in der Kriegsfchuldenfrage in

Aussicht stellt als bisher (12. 8.). — Unter Mitwirkung des Völker-

bundskommissars für Danzig, Graf Gravina, finden in Danzig Be-

sprechungen zwischen Vertretern Danzigs und Polens statt, die zu
einer Entspannung der Danzigspolnischen Beziehungen führen
(15. 8.). — Dise rumänische Finanzlage soll vom Völkerbund ge-

prüft werden. Dieser Beschluß wurde vom Unterkomitee des Finanz-
ausschufses des Völkerbundes gefaßt (16. 8.). —- Jn Wien stirbt der

frühere österreichischeBundeskanzler Dr. Schober (19. 8.). —- Die

Britische Reichskonferenz in Ottawa wird abgeschlossen, sie endet

mit einem großen Erfolg der englischen Reichspolitik (20. 8.). —-

Bei Dixmuiden findet eine große Vlamenkundgebung statt, die mit

einem warmen Bekenntnis zum christlichen Weltsrieden schließt
(21. 8.). — Das Lausanner Protokoll wird im österreichischen
Nationalrat endgültig mit 82 gegen 80 Stimmen angenommen

(23. 8.). — Außenminister Graf Ufchida kündigt im japanische-n
Parlament die Anerkennung der Man-dschurei durch Japan an

(25. 8.). — Der·amerikanifche Botschafter in Berlin, Sackett, wird

von der amserikanischen Regierung zum Mitglied des Organisations-
komitees der Weltwirtschaftskonserenz ernannt (25. 8.).

Reich-

Gegen den politischen Terror wird von Reichspräsident von

Hindenburg eine Rotverordnung erlassen, die die Todesstrafe für
politische Gewaltakte in Aussicht stellt. Der politische Burgfrieden
wird bis zum 31. August verlängert 10. 8.). — Durch«polizeiliche

Haussuchungen in Hamburg wird festgestellt, daß der Rote Front·
kämpferbund besteht (10. 8.). —- Zum Rundfunkkommissar des

Reichsministeriums ides Inn-ern wird Ministerialrat Scholz ernannt

(Io. 8.). — Bei einer Besprechung zwischen Reichspräsident von

Hindenburg und dem Führer der Nationalsozialisten Adolf Hitler
lehnt es Hin-denburg ab, der Nationalsozialistischen Partei die ganz-e
Macht im Staate zu übertragen (1Z. 8.). —- Die Zahl der gewählten
Reichtagsabgeordneten beträgt insgesamt 608. —- Als Nachfolger
Dr. von Kaufmanns wird Major Marcks zum Reichspressechef ernannt.

(17. 8.). —" Der Ausfuhrüberschußim Monat Juli ist weiter zurück-
gegangen, er beträgt noch 66 Millionen Mark. —- Zum kommenden
85. Geburtstag von Reichspräsident von Hindenburg erläßt das
Kuratorium der HindenburgsSpende einen Aufruf, die Deutschtums
verbände rufen zu einem Ausbau der HindenburgsSpende auf. —

Der Aufklärungsausschuß für nationale Sicherheit fordert bei einem

Presseempfang die Rüstungsgleichberechtigung für Deutschland. —

Reichskommissar «D-r. Syrup richtet an die Bezirkskommissare die

Aufforderung, für die Bereitstellung und Auffindung von Arbeits-

gelegenheiten für den freiwilligen Arbeits-dienst zu sorgen (18. 8.)
— Jn Osterode am Harz stirbt der frühere Chef der Marineleitung,
Admiral a.D. Zenker (18. 8.). ——Jn Berlin wird die 9. Große
Deutsche Funkausstellung (19. 8.), in Königsberg »die 20. Deutsche
Ostmefse eröffnet (22. 8.). —- Von dem Beuthenier Sondergericht
werden fünf Rationalsozialiften zum Tode verurteilt. —- Die

Zahl der Arbeitslosen beträgt am 15. August 5385 000 gegenüber
5400 000 sam 15. Juli. —

Reichsbankpräsident str. Luther fpricht
auf dem Deutschen Genossenschaftstag, er setzt sich für Goldwährung
und Diskontfenkung ein und wendet sich gegen Planwirtschaft und

Verstaatlichung des Bankwefens (24. 8.). — An Stelle des zurück-
getretenen Staatssekretärs Dr. Trendelenburg wird Geheimrat
Schwartzkopf zum Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium
ernannt (25. 8.).

Länder:

Die preußischeRegierung beschließtMaßregel-n gegen die Nackt-

kultur (12. 8.). — Jn Baden ist Jnnenminister Maier gestorben;
Maier gehörte ider Sozialdemokratischen Partei an. — Jm Zu-
sammenhang mit der Verminderung der preußischen Landkreise
wird eine Reihe personeller Veränderungen durchgeführt (22. 8.).

Seele der ostpreusztschenLandschaft
Von Dr. Ernst Keienburg

Wilhelm von Humboldt sagte angesichts der

Schönheit der oftpreußischen Nehrungslandschaft, daß diese-s
Fleckchen deutscher Erde dem inneren Menschen ebenso not-

wendig sei als das Erlebnis

Schöpfung gespielt ward. An der Kante des S am landes stößt
die See gegen den Wall der Steilküfte, es wühlt und zerrt mit ele-
mentarer Urkraft, ein ewiger Kampf tobt über der Brandung
und oft, in Sturmnä ten, lösen sich die Baumriesen auf den

fast das ganze alte Or-densland,
und vor der Tiefe seines
Schauens erschlossen sich die ge-
heimsten Wunder dieses selt-
samen Landes, das Jahrzehnte
lang in dem Rufe einer bar-

barischen Wüstenei stand; ehe es

der Mensch von heute wieder
entdeckte.

OstpreußenhatkeineDutzends
schönheit auszuweifen, die bil-

lige Kulisse der ,,Anfichtskarten-
romantik« fehlt« Statt ihrer be-
kundet sich die Schöpfung ur-

sprünglich und rauschgewaltig,
in jenem Zustand, der die ele-
mentaren Gesetze des Werdens

noch zeigt.

des Südens. Er durchwanderte
Rasen und unterspülten Platt-
sormen da oben und prasseln in
die Tief-e. Jeden Tag und jede
Stunde spürt man den Atem
des Geschehens in dieser Ent-

fesselung, und gleich lautlosen
Blitzen ziehen dem Betrachter
poetische Gesichte herauf. Hier
stand Agnes Miegel, als sie ihre
wundervoll raufchenden Ostsee-
Balladen schuf. Jhr war in

solchen Augenblicken die Seele
dieser Landschaft ganz gegen-
wärtig unsd füllte sie mit dich-
terischen Schauern. Schemen
aus heidnischer Vorzeit mit

Bernsteinkronen im Haar gei-
sterten an ihr vorüber, die

Macht der Mythologie wurde

« ,
ihr offenbar, das Aufwühs

Its Stimmung am Hass lende und Ewige nahm vor

. . . . . ·
ihrer suchenden Inbrunst Ge-

»

Wie reich ist die oftpreußische Landschaft, da hier stalt und Gesicht an und verströmte in wallenden Versen. —

im Zusammenschlag von Meer und Forst und Wolken So empfinden viele die Großartigkeit der Samlandküste,die fern
ein unvergleichlicher
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Die Vernsteintüste

über der Kurischen Nehrung, die schmal hin-
geschwungen ist zwischen Meer und Haff, segeln die Adler in nur

erahnten Höhen, die Hochdünen leuchten in purpurner Zartheit
über idem schwarzen Grund
der Elchrevierez auf dem

Silberschild des Haffs blühen
ferne Segel auf, bräunlich
und violett entschweben sie
in den Horizont, körperlos
und beseligt wie die Träume
eines Dichters. Anders als

irgendeine Landschaft der

Welt zieht die Seele dieses
verwunschenen Erdenwinkels
uns hinan: hier gedeihen die

großen, ins Ungemessene
schweifenden Gedanken, die

Humboldt so stark empfand
und die Thomas Mann als

,,Beseligun am Unbegrenz-
ten« bezei net hat. Du wan-

derst viele Stunden in Ein-

samkeit über iden krustigen
Sand, ersknirscht zu deinen

Füßen und saugt isdich an

wie eine flimmernde Bahn,
talauf, talab. Tiefatmend
stehst du dann auf einer

wuchtig getürmten Bastion
aus schimmerndem Sand,
um die der knisternde
»Russenwinsd«schmale Gale-
rien

zbis Ginfelzgedrehthat, und streichst dir das Haar
aus er crn. rgen ein unbe chreibliches o eül um änt
dich, eine klar-e und reine, Freudes, H chgf h f g

monie von Silber und

blau-grünem Email. Von

Abglanz dieser tönenden Har-

Wundersame Gebirge aus fliegendem Sand kennzeichnen die Mehrung

Schwere See an der Bernsteintüste

Johannisburger Heide oder sonstwo in dem größten zusammen-
hängenden Waldgebiete Deutschlands — viele Stunden magst du

über den moosigen Teppich geschritten sein unter phantastischen

m q-
.

Baumriesen mit silbergrau
bezopften Stämmen, ohne
einer Menschenseele zu be-

gegnen —. das Seelen-

wunider, das diese unge-
heuren Reviere bergen, gleich
einer Kette von tausend Ju-
welen, erwartet dich immer

zu irgendeiner Stunde. Wenn
du wandermüde aus dem

Dunkel der Bäume trittst,
zur Zeit der Abendröte, ldie

mit roten Speeren die Wipfel
durchbrannte, reißt .es dich
zusammen dieses tausend-
fache Wunder der strengen
ostpreußischen Wälder: aus

der Tiefe des Tales funkelt
plötzlichein See farbenpräch-
tig zu dir empor, schwarzgold
und feuerbunt, von der schei-
den-den Sonne beleuchtet und
von den Silhouettsen der

Fischreiher und Wildschwäne
am Ufer überschattet. Du

spürst, hier ist ein Mirakel
der deutschen Seele Bildnis

geworden, eine tiefe, jen-
seitige Märchenstimmung,die

im Osten, am Rande fremder Zunge verklingt, Und du empfindest
dankbar die Spannweite dieser deutschen Seele, die der Tand-

schaft verbunden bleibt wie das deutsche Volkslie"d.
« «

sie

Norden her wandert der

Vogelzug über dich hin,
seit undenklichen Zeiten
der schmalen Landbrücke

zwischen den Wassern fol-
gend. Du begleitest das
ruhelos flügelnde Heer
mit den Augen unsd es

regt sich ein Urgefühl in

dir, ein Hauch der Jkas
rus-Mythe, die hier auf
der Düne lebendige Wahr-
heit geworden ist. Mit
einem Schlage begreifst
du, daß hier der Segel-
flug eine Veste haben
mußte, da sich dieser
leuchtende Sport aus den
Vorbildern und Sehn-
süchten dieses wunder-
baren Landes entfaltet, wie
alles Außerordentlicheaus

der magischen Vermählung
mit der Natur, mit ihrer
Seel-e hervorgeht.

i- ·-

st-

Wie
·

anders wirkt die landschaftliche psyche J nnerost -

preußens auf uns ein: was dort an der Küste offen war und
den Blick in die Weite bannte, das umspinnt hier in Rominten
und M asure n dieI grün-dunkle Urwelt der Forste mit Rätsel und

Geheimnis. Viele Stunden magst du wandern in der wildreichen

Anderen Tages aber

liegt dieses gleich-e Tand,
das gestern die Schatten
dunkler Romantik über

dich warf und dich, den

späten Wanderer, schwer-
mütig stimmte, licht und
über die Maßen glücklich
vor dir. Die Seen, ein-

gebettet in das helle,
schäumende Grün wilder

Schneeballbüsche,scheinen
Augen Gottes, weit auf-
geschlagen in den hohen,
hellen Masurenhimmel.
Finsternis und Beklem-

Hier leben vie letzten Eiche
sämtliche Plumpe- Fkice Xmuelvopi

mung, die dich gestern
schreckten,sind verschwun-
den wie ein nächtlicher
Spuk, und es ist nichts
geblieben als Freude,
Heiterkeit und Genuß
der reinen Schöpfung bei

Menschen und bei Tieren.
Und wieder, während du

am Ufer lagerst und in das

zartgrüneWasser träumst,
geht dir das Mysterium der ostpreußischenLandschaft auf und du

empfindest nun mit Andacht, daß sichsin der Seele

diesesrätselhaftenLandes in stolzer Eigenart mischt, was auch Schick
des deutschen Menschen ausmacht: das

Starke und das Zarte, das Leidenschaftliche und das Verträumte.

al und Wesen
Helle und das Dunkle, das
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Olymyijaje Bilanz
»

Bevor die diesjährigen Olympischen Spiele in Los Angeles
zum Austrag kamen, erhoben sich in Deutschland Stimmen, die von

einer deutschen Beteiligung abrieten. Ein Fernbleiben der Deutschen
werde als die eindrucksvolle Kundgebung eine Landes aufgefaßt
werden, daß seine wirtschaftlichen Sorgen nicht gestatteten, Mittel

für ein sportliches Unternehmen aufzuwenden. Diese Mahner sind
nicht durchgedrungen. Namentlich private Gebefreudigkeit hat da-

für gesorgt, daß der deutsche Sport mehr als achtzig Spitzen-
vertreter an die Gestade des Stillen Ozeans entsenden konnte.

Heut-e liegt das Ergebnis
der zehnten Olympiade vor. Es

hat —- darüber herrscht in allen

Täufer Metzner und unser bester Zehnkampfmann Sievert

zuzogen, die Erkrankung unseres HenleysSiegers Buhtz und das

unbegreifliche Urteil, das drei unserer Boxer auf zweite Plätze
wies, von denen mindestens zwei nach allgemeiner Auffassung An-

spruchs auf Siegesehren gehabt hätten, haben uns um Chancen ge-
bracht, mit denen wir bei normalem Verlauf unbedingt hätten
rechnen können. Und dann schien es auch, als ob der p olitis che
und wirtschaftliche Druck, unter dem wie unser sganzes
Volk so unsere Sportjugend steht, an dem Versagen mancher

unserer Olympia - Hoffnungen
. schuld ist. Die Heiteren und die

Unbeschwerten haben die gol-
.

.

Hagern eine Meinung — eine denen Kränze davongetragen.
Enttäuschung für uns gebracht. punkie "-

D. s. r«
Die Bedrücktenhaben den un-

Wenn wir auch vorher wußten, «
l« HZF beugsamen Siegeswsillen nicht

daß Los Angel-es mit einem fes - - dolos- aufzubringen vermocht, der als
«

überragenden Erfolg der fVeri zip-«- « Izpreis seelischer Faktor beim»Kampfe
einigten Staaten enden würde, » fzsöwkxmindestens ebenso wichtig ist
so sind doch die drei gol- HJFIW wie die körperliche Fähigkeit..

den-en, die dreizehn Nedoslse Auf die richtige seelische Er-

silbernen und die vier ziehung«wird deshalb bei der

bronzenen Medaillen Vorbereitung der Berliner Olym-
—— drei Siege, dreizehn zweite piade von 1956 genau so viel
und vier dritte lätze —, die
die Deutschen mit nach Hause
brachten, ein recht mageres Er-
gebnis.

Und doch dürfen wir sagen,«

Gewicht gelegt werden müssen,
wie auf das eigentliche Training.

Je weniger Goldmedaillen
die Deutschen in Los Angeleserrangen, um so leuchtender g änzt
der Ruhm derer, die sie ge-

» : »

Y te « 1s -s - -

- —-.. .-
«

» Kriechen-anddaß die deutsche Expedition
nicht unnütz und vergeblich
war. Im Jahre 1936 wird
Berlin die Stätte der elften
modernen Olympischen Spiele
sein: Hätten wir von irgend
jemandem, hätten wir besonders
von Amerika, der führenden
Sportnation, verlangen oder er-

warten können, daß Olympias
kämpfer nach Deutschland kä-

«

Jsz 43
39

30 30

N-:

Illt

O

f

J N)

is.
J. i

ll

men, wenn Deutschland nicht
nach Los Angeles gegangen
ware? »Im übrigen wäre es sc«»F E Fz F Z s ZE- 8 E
unsportlsich gewesen, sich im Be- O J E z- Z a Z gsg g F g Z Z
wußtsein der Unterlegenheit dem D« FZ E L Z Z - D s x TI- Ec O E

Gegner nicht zu stellen. Sport
ist Kampf um des Kampfes und nicht um des Sieges willen. Sind
uns die P reis e von Los Angeles nicht wert-voll genug, so können
uns die Lehren von Los Angeles um so wertvoller sein. Möge
die Vielzahl unserer Kämpfer die Welt und namentlich Ame-
rika dazu bestimmen, in vier Jahren eine Vielzahl ihrer Besten
in die deutsche Hauptstadt zu schickenl

Nicht als Entschuldigung für unsere geringen Erfolge, son-
dern als objektive Tatsache muß aber in einem Bilanzbericht ver-

bucht werden, daß die Pechsträhne, die bei Sport und Spiel
immer eine große Rolle spielt, für die Deutschen besonders ver-

hängnisvoll war. Die Verletzungen, die sich unser two-ru-

Der Haager Spruchüber den Memelkonftikt
Die Unzufriedenheit über das Haager Urteil ist in Deutschland

allgemein. Roch einmal ist den vier Signatarmächten Frankreich,
England, Italien und Japan bewiesen worden, wie oberflächlichund

nachlässig das Memelstatut von ihnen seinerzeit ausgearbeitetworden
ist. Denn nicht Deutschland war der Kläger im Haag,. sondern diese
vier Mächte waren der Ansicht, daß die litauische Regierung und

der damalige Gouverneur des Memelgebietes, Merkys, ihre Befug-
nisse überschritten hätten. Die litauische Regierung bestritt anfänglich
die Kompetenz des Haager Schiedsgerichtshofs. Doch sie drang mit

diesem Einwand nicht durch. -

Jetzt ist das Urteil gefällt worden. Und das Haager Gericht hat
mit zehn gegen fünf Stimmen von den sechs ausgeworfenen Fragen
drei zugunsten Litauens und drei zugunsten Deutschlands entschieden.
Hierbei ist der eigentümliche Zustand eingetreten, daß drei. Richter
der Signatarmächte, die das Vorgehen Litauens als statutenwidrig
ansahen, bei der Entscheidung in weitem Umfang für Titauen

Stellung genommen haben. Dieser Umstand hat naturgemäß in
Litauen großen Jubel hervorgerufen. Außenminister Zaunius gab
in einer Rede selbst zu, daß »der Haager Gerichtshof Litauen mehr
zugesprochen, als es selbst erwartet« habe. In dem Separatgutachten,
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wannen. Der große Sieg der
— Berliner Ruderer im

Vierer mit Steuermann,
der Triumph unserer Schwer-
athleten, des Ringers B r e n -

d e l und des Gewichtshebers
I s m a Y r , sind mit ehernen
Tettern in die Tafeln deutscher
sportlicher Leistung eingezeichnet.
Und noch ein Ruhmesblatt

10 o a z, 4 « Z Z 2 2 L dürfen di»edeutschen Sport-
· » · .

1 H manner sur sich in Anspruch
E E g g F g g g Hugng IS nehmen. Sie haben, was überall

ZEEYEYJZEFYJJZ anerkannt wurde, ritterlich
ZHGSFZZSSFEZSS g e k ä m p ft und angesichts des

Sieges ebenso wie der Nieder-
lage eine W ü r d e b e w a h r t , die für viele vorbildlsich sein konnte.

Der wichtigste Erfolg der verflossenen Olympiade ist darin zu
erblicken, daß swir nun wissen, was wir können, und was die
andern können, und vor allem, daß wir uns darüber klar sind,
w a s und wie-v i el wir lernen müssen«wenn wir 1936 auf unserm
eigenen Grund und Boden mit Ehren bestehen wollen. Weder die
amerikanische Überlegenheit noch die japanischen Wunderschwimmer
werden uns daran hindern, in dem guten Sportgeiste, den wir in Los

Angeles bewiesen haben, die Arbeit für die Zukunft hoffnungsvoll
fortzusetzen.

S p e e t at o r.

Zur Zeitgesihichte -————:
das unter anderem vom holländischen,spanischen und deutschen Richter
unterzeichnet ist, wird das Vorgehen Titauens schärfer kritisiert.

Der Fall Böttcher —- sein geheimer Besuch in Berlin zwecks
Verhandlungen wiegen Erleichterung beim Viehexport — wurde von

der Mehrheit der Richter als ,,Verstoß gegen die Souveränität
Litauens« angesehen. Ebenso wurde die seinerzeitige Bildung des
Direktoriums Simmat für ,,ordnungsgemäß« erklärt. Diese bei-den

Entscheidungen nun haben zwar keine aktuelle Bedeutung mehr,
Böttcher ist inzwischen gestorben und Simmat ist nicht mehr im

Amte, freilich, und das ist bedenklich, ist durch diesen Beschluß die

Entlassung von 21 memelländischen deutschen Lehrer-n als zu Recht
bestehend anerkannt worden. Dagegen hat in der Frage der Auf-
lösung des Landtags die deutsche These von der Ungesetzlichkeit dieser
Maßnahme obgesiegt.
Für die zukünftige Entwicklung der memelländischenFrage sind

»

zwei Entscheidungen von Bedeutung. Der Gouverneur hat erstens
das Recht bekommen, wenn »alle anderen Mittel erschöpft sind«, den

Präsidenten des Direktoriums abzuberufen. Damit ist zwar nicht
das von Titauen gewünschte allgemeine »Kontrollrecht« der Gouver-
neure über »dieHandlungen des Direktoriums gewährt, aber bei Ver-

letzung der litauischen Souveränität durch den Präsidenten (Fall
Böttcher) wird dem Gouverneur dennoch das Recht zum Durchgreifen
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zugestanden. Das Haager Gericht behält sich freilich ausdrücklichdas

Recht·auf Nachprüfung einer solchen Absetzung vor. Ebenso bedauer-

lich ist es, daß·der Gouverneur ohne Fühlungnahme mit den Parteien
im Landtage Jeden Memelländer zum Präsidenten des Direktoriums
ernennen kann, wenngleich dieser zu seiner Amtsführung des Ver-

strauens des Landtags bedarf.
»

Das Urteil enthält weiter leider auch manche—Unklarheit,die

leicht dazu angetan ist, neue Konflikte hervorzurufen. Es wird z. B.

ausdrücklichbetont, daß bei einer etwaigen Absetzung des Präsidenten
die übrigenMitgliederdes Direktoriums im Amte verbleiben. Diese
Bestimmungverträgt sich nicht mit dem Recht eines neu ernannten

Prasidentenedie Mitglieder des Direktoriums zu berufen.
»Amheikelsten ist, daß im Urteil die These vertreten wird, der

«,,unitare Charakter des litauischen Staates« könne nicht in Abrede
gestellt werden. Aus diesem Grund hat dann auch das Urteil den

Vorschlagder Signatarmächte,die Maßnahmen des Direktoriums,
bei denen es seine Kompetenz überschrittenhätte, als ,,nicht geschehen«
zu betrachten, als unzulänglich für den Schutz der litauischen Souverä-
nität erklärt.

Genug der Einzelheiten. Mit seinem Urteil hat sich das Haager
Gericht in Gegensatzzu den Auffassungen der Signatarmächte gestellt.
Das HaagerSchiedsgericht, das sein Urteil auf Grund des, wie gesagt
obervflachlichverfaßten Memelstatuts gesprochen hat, ist zu anderen

Ansichtengekommen,»wiedie Signatarmächte,die doch eigentlich selbst
am besten wissen mußten, was sie mit dem Memelstatut bezwecken
wollten. — Das Urteil hat leider keine Beruhigung geschaffen, viel-
mehr neue Rervositäterzeugt. Das mußte geschehen, weil sich das
Haager Gericht bei der Beantwortung der gestellten Fragen strikt an

das Memelstatut hielt, anstatt die Anregung zu geben diese Flicks
arbeit zu ergänzen. A x e I S m i d t.

Danzig und Polen
In JungsterZeit haben unter Mitwirkung des Danziger Völker-

bundskommissarsGrafen Gravina und des zuständigen Sach-
bearbeiters des Völkerbundssekretariats Besprechungen zwischen
Danzig und Polen stattgefundenmit dem Ziele, eine Entspannung
der Danzig-polnischen·Beziehungen herbeizuführen. Als Ergebnis
dieser Besprechungensind drei Protokolle unterzeichnet worden. Jm
ersten verpflichtet sich die polnische Regierung, mit tatkräftigen
Maßnahmen«gegen «den wirtschaftlichen Verrus Danzigs durch
gewissepolnischeKreise vorzugehen. Jm zweiten Protokoll erklärt
Danzigsich bereit, gegen Jede etwaige Wirtschaftspropaganda gegen
polnische Waren einzuschreiten. Das dritte Protokoll regelt das

Einlaufen und den Aufenthalt polnischer Kriegsschiffe in Danzig·
Über diese Frage, die seit Jahren zu immer gefährlicheren
Meinungsverschiedenheitengeführt hat, ist nun eine Regelung ge-
troffen worden, die zunächst für drei Jahre gelten soll und die
die Formalitäten für die Benutzung des Danziger Hafens durch
polnische Kriegsschiffe wesentlich vereinfacht. Wenn in der in-

und ausländischen Presse teilweise ausgeführt worden ist, durch
diese Vereinbarungen habe Polen für die Aufgabe des Boykotts
gegen Danzig, die ihm bereits im Mai dieses Jahres durch Be-
schluß des Völkerbundsrates auferlegt worden sei, die Wieder-
benutzung des Danziger Hasens als""Flottenstützpunkterreicht, so ist
darauf.zu verweisen,daß die neue Regelung nicht die Rechtsbasis
der früheren, für Danzig günstigen Haager Entscheidung berührt
und für den«Charakter der Abmachung die Schaffung einer Rechts-
instanz sur etwaigevVerstößegegen die neue Vereinbarung kenn-

zeichnendist. Wie die Danziger Presse aller Richtungen hervorhebt,
wird die Frage nach dem Wert der Vereinbarungen die in Polen
zunachstnur auszugsweise veröffentlicht worden sind, erst nach
hrer Erfüllung, besonders des ersten Protokolls über die Wieder-

herstellung normaler Wirtschaftsbeziehungen zwischen Danzig und

·olen, beantwortet werden können. Daß die Freie Stadt Danzig
ich zu ihrer Unterzeichnungentschlossen hat, beweist erneut ihren

guten Willen,zu einer Entspannung der Lage im Osten beizutragen.
Daß anderseits Danzig seinen durch internationale Verträge garans
tierten deutschenCharakter nicht in Zweifel ziehen lassen will, hat
Senatsprasident Ziehm alsbald nach der «Unterzeichnungder
Protokolle überzeugenddargelegt. · Dr. L.

Der rnssischspolnischeNichtangrisfspakt
»

Nach langwierigenVerhandlungen und vielfachen Stockungen
ist am 25. Juli in Moskau der russischspolnische Nichtangriffspakt
vom stellv. AußenkoinmissarKrestinsks7 und dem polnischen Gesandten
Patek unterzeichnet worden. Jn der Einleitung iwird festgestellt, daß
die Gsundlage der gegenseitigen Beziehungen auch weiterhin der

1221 in Riga abgeschlosseneFrisedensvertrag bleibt, und daß der

Nlchtangtiffspakt als Ergänzung und Entwicklung des KelloggsPaktes,
der beide Vertragsparteien weiterhin verpflichtet, abgeschlossenwird.
Der eigentliche Pakt besteht aus acht Artikeln. Jm I. Art. wird

skstgestellhdaß sbeide Parteien daraus verzichten, sichdes Krieges als

eines Werkzeuges ihrer Politik in ihren gegenseitigen Beziehungen
zu bedienen und daß sie von allen aggresfiven Handlungen Abstand
nehmen wollen. Jn Art. 2 und Z verpflichten sich beide Parteien,
dritten Staaten, die sichdes Angriffs auf einen der vertragschließenden

Staaten schuldig machen sollten, keinen Beistand zu leisten und auch
keinerlei internationale Verständigungen abzuschließen,welch-e gegen
den einen der Kontrahenten gerichtet sind oder irgendwelche Angriffs-
absichten ihm gegenüber enthalten. Für die Regelung aller Streit-

fragen, die zwischen den Kontrahenten entstehen könnten, sieht Art. 5

das Vergleichsverfahren vor. Im Art. 6 wird die Art der Ratifii
zierung des Pakts bestimmt und festgesetzt,daß der Pakt für die Dauer

von drei Jahren abgeschlossenwird und eine automatische Verlänge-
rung seiner Gültigkeit durch zwei weitere Jahre erfährt, sofern
nicht sechs Monate vor Ablauf der vorgesehenen Vertragsdauer eine

Kündigung erfolgt.
Eine Ratifizierung durch die entsprechen-den Instanzen, das

Zentral-Exekutivkomitee in Moskau und den polnischsen Sejm, steht
einstweilen noch aus, wird aber .voraussichtlich in ein bis zwei
Monaten erfolgen. Die Bedeutung dieses Paktes für sämtliche
Staaten, die mit der Sowjetunion und mit Polen in engeren Bezie-
hungen stehen, darf nicht unterschätztwerden. Polen ist zweifellos
vor allem durch die Entwicklung der innerpolitischen Verhältnisse in

Deutschlandsund durch die Aussichten, seine darniederliegende Jndustrie
mit Hilfe russischer Bestellungen-——die inzwischen auch eingegangen
sind —-

zu beleben, zu dem Entschluß veranlaßt worden, den Pakt-
entwurf, der seit einem halben Jahre vorliegt, zu unterzeichnen und

nicht länger auf einen gleichartigen Schritt des ihm verbündeten

Rumäniens zu warten. Die Sowjetunion ist gleichfalls infolge der

Entwicklung in Deutschla id, die sie mit Unbehagen verfolgt,
zu einer Beschleunigung des Abschlusses mit Polen bewogen
worden. Außerdem lag der Sowjetunion sehr daran, ihre Westgrenze
im Hinblick auf eine möglicherweise im rühjahr wieder zu er-

wartende Aggressivität Japans im Fernen sten zu entlasten. Bei-

läufig bemerkt, wird die gemeinsame Gegnerschaft der Sowjetunion
und der Vereinigten Staaten Japan gegenüber voraussichtlich eine

Annäherung, die sich auf wirtschaftlich-ein Gebiet zwischen diesen
beiden Weltmächten bereits anbahnt, weiter fördern. Diese Entwick-

lung der internationalen Beziehungen ist für Deutschland von erheb-
licher Bedeutung. Polen war bisher Deutschland gegenüber durch
die zeitweilig rechtsgespannten Beziehungen zur Sowjetunion und

durch das freundschaftliche deutsch-russische Verhältnis in seiner
Aggressivität Deutschland gegenüber zweifellos gehemmt. Die Gründe
für diese Hemmung sind jetzt fortgefallen. Auf der anderen Seite

aber dürfte eine Abschwächung der deutsch-rusfischen Freundschaft,
besonders auf wirtschaftlichem Gebiet, erhebliche Nachteile für

Deutschland mit sich bringen. U. St.

Rückgang der polnischen Stimmen

in den Grenzgebieten
Die polnischen Propagandisten haben in»denletzten Wochen er-

fahren müssen, daß die Erfolge sich nicht immer nach den großen
Worten richten. Bei der Agitation für die polnischskatholische
Volkspartei hat es wahrhaftig an wilden Drohungen nicht gefehlt.
Jeder Anlaß wurde benutzt, um die Deutschen zu verdächtigen. Als

die polnische Volksbank in Oppeln sich kürzlich nahe am Konkurs

befand —- ein Vorgang, der in der Jetztzeit nicht allzu selten vor-

kommt, — da trugen natürlich nur »die Feinde, die Deutsch-
nationalen, die Zentrums- und Hitlerleute« die Schuld.· Der

Konkurs konnte, wahrscheinlich nicht ohne Hilfe von Jenseits der

Grenze, doch noch vermieden werden. Jetzt triumphierte die pol-
nische Presse, und ein in Berlin erscheinendes Blatt,·der ,,Dziennik
Berlinski«, schrieb: »Die Kläffer sitzen jetzt still in ihren Hohlen.«
— »Zum Glück schlug in die Schar der Geier der Blitz der Kraft
unseres polnischen Volkes ein.«

« « « »

Gar so grimmig können die deutschen ,,Feinde« Ja nicht«sein.
wenn derartige Redensarten auf deutschem Boden ungehindert
gedruckt werden dürfen. Das wird sich vielleicht mancher Ank
gehörige der polnischen Minderheit gedacht haben. Jedenfalls ent-

sprechen die letzten Wahlresultate nicht den polnischenErwartungen.
Schon nach den Tandtagswahlen kam die in Kattowitzerscheinende
,,Polonia«,das Blatt Korfantys, zudem Ergebnis, daß die Zahl
der polnischen Stimmen im Jahr 1912 fast um hundert»Prozent
höher. war als 1932. Dabei ist noch nicht einmal berücksichtigt,
daß im Jahr 1912 die Frauen noch kein Wahlrecht besaßen«und
daß die Zahl der Stimmen im allgemeinen durch den natürlichen

Bevölkerungszuwachs bedeutend gestiegen· ist.· ·

Bei der Reichstagswahl wurde die niedrige Stimmenzahlder
Landtagswahl noch bedeutend unterboten. Die polnische Minderheit
hat am öl. Juli 40 v.H. weniger Stimmen erzielt als

am 24. April. Jn allen Wahlkreisen gingen die Polen stark zurück.
Jm Taufe eines Vierteljahr-es haben sie in den WahlkreisenOst-

prerößen
und Grenzmark PoseniWestpreußenfast ein Fünftel »und

in berschlesien naher die Hälfte ihrer Stimmen verloren. Dieser

-Rückgang ist so umfassend, daß er nicht auf Zufälle oder örtliche·

Umstände zurückzuführensein kann. Das Resultat ist um so er-
freulicher für Deutschland, als nicht»Unterdrückungder Minderheit,

die auf die Dauer doch nicht zum Ziel führt, sondernToleranz und
Duldsamkeit die Merkmale der deutschen MinderheiteBpolivtikHsind
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Um das deutsche Saarlandl
«Am 11. September 1932 findet in Koblenz die diesjäshrige

Bundestagung des Bundes der SaarsVereine
statt, die in der großen deutschen Kundgebung am Deutschen Eck,
welche von 12,Zo bis 1,30 Uhr auch durch Rundfunk übertragen
werden soll, ihren Höhepunkt erreichen wird.

Damit wird den weitesten Kreisen des deutschen Volkes ein
Problem in Erinnerung gebracht, das immer noch ungelöst ist. Die
rein deutsche Bevölkerung an der Saar wurde durch den Versailler
Vertrag als Anhängsel an das rein materielle Besitztum der Kohlen
rücksichtslos von den deutschen Stammesgenossen getrennt. Das
Volk wurde ungefragt einer nichtgewollten, fremden Regierungs-
gewalt unterworfen, und dies durch einen Vertrag, der vorgab,
allen Völkern die freie Selbstbestimmung zu geben.

Ein großer Teil der Belastungen, die Deutschland auferlegt
wurden, mußte inzwischen erleichtert, oder auch ganz aufgehoben
werden. Das Volk an der Saar jedoch hat auch heute noch einen

Zustand zu erdulden, der, noch vom Kriegshaß diktiert, ihm 1919
aufgezwungen wurde. Nichts ist an dem System bisher geändert
worden, keinerlei Erleichterungen wurden zugebilligt. Dem Saar-
vo-lke, das ausf eine über Iooojährisge Zugehörigkeit zum Deutschen
Reiche zurückblickt,sind seine nationalpolitischen Rechte zerschnitten,
während Frankreich, das im Saargebiet so gut wie gar keinen

Anhang hat, jede Propaganda für seine Ziele gestattet ist.
Von der Nutzlosigkeit dieser Propaganda müßte sich Frankreich

im Verlauf der letzten 14 Jahre eigentlich längst überzeugt haben,
an Gelegenheiten, dieses zu erkennen, fehlte es zu keiner Zeit.
So konnte erst kürzlich ein Gewerkschaftssekretär unter tosendem
Beifall vieler Bergarbeiter sagen: »die Arbeiterschaft wolle lieber
trockenes Brot im deutschen Saargebiet essen, als Brot mit

reichlich Butter von Frankreichs Gnaden!« Und Kommerzienrat
Dr. Hermann Röchling gasb gelegentlich der Saarkundgebung in
Trier dem eindeutigen Willen der Bevölkerung Ausdruck mit den

Worten: »Wir stehen vor der Tür des Vaterhauses und wollen
. hinein, gleichgültig, welche Hausordnung gerade in ihm gilt!l«

Es gibt an der Saar keine ,,Saarfrage«! Alle Bevölkerungs-
schichten haben nur ein Verlangen: »Wir wollen deutsch sein und

bleiben, was wir von je waren, ein Teil des deutschen Volkes.«
Zwei Jahre trennen den Saarländer noch von der Wieder-

vereinigung mit dem angestammten Vaterlande; in zwei Jahren
soll er zur Wahlurne schreiten, um abzustimmen über sein weiteres

Schicksal. Dieser Tag wird ein Freudentag werden für das ganze
deutsche Volk; an diesem Tage wird das Saargebiet aber auch aller
Welt zeigen, was von der berüchtigten Lüge über die 150 000 Saar-

franzosen übriggeblieben ist. Es wird klar und eindeutig und

für alle. Zukunft festgelegt werden, daß Frankreich keinerlei An-

sprüche an das Saargebiet zu stellen hat und daß der Saarländer in
unwandelbarer Treue, mit Zähigkeit und einem Bekennermut ohne-
gleichen, trotz aller Versuchungen und Verlockungen, trotz aller

Gefahren und Bedrückungen, an seinem ohnmächtigen, armen Vater-
lande festhält.

Die Treue des Saarländers ist das stärkste Aktivum des Deut-

schen Reiches in der Saarfragei Sie zu erwidern und zu erhalten
durch die Pflege innigsten Gemeinschaftsgefühles ist jetzt unsere
dringendste Aufgabe. Wie der Saarländer zum deutschen Volke
hält trotz aller Not, so wird das ganze deutsche Volk auch zu ihm
halten. Es ist daher pflicht eines jeden Deutschen, seine Be-

ziehungen zum Saavvolke zu pflegen und zu vertiefen.
Karl Kuhlmann.

Der Kartoffelkäfer
Zu dem Aufsatz »Der Kartoffelkäfer« in Ur. 15 dieser Zeit-

schrift wird der Schriftleitung von zuständiger Seite geschrieben:
So begrüßenswert Jhr vortrefflicher Aufsatz über den Kartoffel-

käfer mit den wertvollen Zeichnungen ist, so dürfte es doch zweck-
mäßig sein, seinen v o r b e u g e n d e n Charakter zu unterstreichen.
In Deutschland ist der Schädling an keiner Stelle

festgestellt w o r den. Jn der Tagespresse und in der gärt-
nerischen Fachpresse sind aber in letzter Zeit mehrfach Falschmelduns
gen über sein Auftreten bei uns verbreitet worden. Es handelte sich
dabei in allen Fällen um irrige Beobachtungen, meistens wurden

Marienkäferpuppen für Kartoffelkäferlarven gehalten. Da solche
Falschmeldungen geeignet sind, die- Ausfuhr deutscher
Gartenbauerzeugnisse auf das schwerste zu
s ch ädige n

, sollten bei jedem angeblichen Antreffen des Kartoffel-
käfers Sachverständige hinzugezogen werden, ehe alarmierende Mit-

teilungen an die presse weitergeleitet werden.

Aug-klang des Goetheiahres
Goethe hat die Orte, dsie zur Feier seines Gedächtnisses vor-

bestimmt waren, ahnungsvoll gekennzeichnet, als er Tasso das Wort

in den Mund legte:
»Die Stätte, die ein guter Mensch betrat,
th eingeweiht. Nach hundert Jahren klingt
Sein Wort und feine Tat dem Enkel wieder.«

Der erste Kreis der Goethefeiern hatte seinen Mittelpunkt in

der Stadt, wo der Dichter mit kurzen Unterbrechungen länger als

ein halbes Jahrhundert wohnte.
Der zweite und zugleich ab-

schließendeKreis fand sein Zen-
trum in der Frankfurter
Goethewoche. Am Anfang
stand der Ort, wo das Werk,
und der Tag, an dem das Leben

Goethes sich vollendete. Am Ab-

schluß stand die Stadt, wo er

»mittags mit dem Glockenschlage
zwölf am 28. August 1749 »auf
die Welt kam«. Goethes Ge-

burtsstadt hat mit den bei aller

Schlichtheit großartigen und

würdigen Feierlichkeiten, die

sie ihrem größten Sohne wid-

mete, von neuem bewiesen, daß
sie sich der Seltenheit und Kost-
barkeit des Erbgutes bewußt
ist, das ihrer Pflege anver-

traut wurde. Sie hat es dar-

über hinaus verstanden, aus

den flüchtig verrauschenden
Festen dauernde Wert-e hervor-
gehen zu lassen, die nach dem

Willen ihrer Schöpfer für immer

das Gepräge Gosetheschen Geistes tragen sollen. Zu Beginn der

Festwoche wurden in allen Frankfurter Schulen Goethefeiern ab-

gehalten. Jeder Schüler erhielt eine Denkschrift, die ,in Wort und

Bild vom Werk und Leben des Dichters erzählt. Wie Salzburg
seinen Domplatz, so machte Frankfurt aus Anlaß der Goethewoche
seinen Römerberg zum Freilichttheater. Abwechselnd
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wurden dort der ,,E g m o n t« »und der ,,U r g ö iz« aufgeführt. Es
wird beabsichtigt, die Stätte, an der das Volk jahrhunsdertelang die

Kaiserkrönungen feierte, auch in Zukunft als Freilichtbühne bei-

zubehalten und dort im nächsten Jahre die großen Schillerschen
Dramen vorstellen zu lassen.

Am Freitag wurde im Kaisersaal des Römers ein ,,B e -

kenntnis zu Goethes pädagogischem Vermächtnis«
abgelegt, das in der feierlichen Gründung der neuen ,,Wilhelm-

Meister-Schule« gipfelte.
Diese Schule, deren Mittel

ganz aus privaten Stiftungen
stammen, soll den Geist jener
,,-psädagog-ischen Pro-
vinz« atmen, in die Wilhelm
Meister seinen Sohn Felix ein-

führt, damit er dort »die drei

Ehrfurchten« vor dem über uns,
vor idem neben uns und vor

dem unter uns lerne, aus denen

erst die Ehrfurcht vor dem in
uns hervorgehen könne. Sie

soll Halberwachsenen als Bil-

dungsstätte im Sinn-e Goethe-
scher Erziehungsziele dienen.
Die Schule wurde an dem ihrer
Gründung folgenden Tage in
dem schönenNeufvilleschen Land-
haus bei Hausen mit einer Auf-
führung des ,,Triumphes der

Empfindsamkeit.«eröffnet.
Mit der Goethewoche war eine

Ehrung Gerhart Haupt-
m a n n s verbunden, der heut an

der Schwelle des siebenzigsten
Lebensjahres steht. Jhm wurde in Goethes Geburtszimmer der diesjähs
rigeFrankfurterGoethepreis feierlich überreicht. DerDich-
ter hatte schon vorher erklären lassen, daß er sich nur als den ideellen

Träger dieses preises betrachte und die-mit der Verleihung verbun-
dene Geldsumme zur Hälfte dem Goethehaufe und zur anderen Hälfte
notleidenden Frankfurter Künstlern zukommen lassen wolle.

Gerhard Hauptmann spricht
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Eine Stunde nach dem Gedenkakt im Geburtszimmer Goethes
wurde die große öffentliche Goethefeier auf dem
R ö m e r b e r g abgehalten, unter Glockengeläut und den getragenen
Klängen eines Bläserchors vom Turm der Nicolaikirche.

Aber nicht nur in Frankfurt, auch in anderen Goetheorten wurde
der Geburtstag des Dichters festlich begangen. J lm en a u, dessen
»anmutig Tal und immergrüner Hain« Goethes Herzen
nahestanden, weihte auf dem Friedhof einen Goethebrunnen ein und

veranstaltete am Grabe der großen Goethe-Darstellerin C o r o n a

S ch r o eter einen Gedenkakt. Vom Schloß Ilmenau bewegte sich
ein Festzug in Trachten der Goethezeit nach dem Gabelbach hinauf.

Auch der Harz, der Goethe einst die dithyrambischen Verse eingab:
,,Dem Geier gleich,
Der auf schweren Morgenwolken
Mit sanftem Fittich ruhend
Nach Beute schaut,
Schwebe mein Lied!«

wurde der Schauplatz einer besonders eindringlichen Goethefeier.

Die erste »Geschichteder Deutschen Nationalversammlung«.

Verfassungen,die sich die Völker erkämpft und gegeben haben,
sind mit lwenigen Ausnahmen aus Krisen

"

des Staatslebens er-

wachsen, sie find nur selten das Ergebnis friedlicher Entwicklungen
gewesen«Darum kann im gewissen Sinne jede Verfassung als ein
»Notbau staatlichenLebens bezeichnet werden. Für die Verfassung
des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 trifft diese Feststellung
im ganz besonderen Maße zu. Sicher ist, daß diese Verfassung, ge-
boren aus dem Zusammenbruch nach vier Kriegsjahren von un-

erhorter Tragik, aus demChaos der Spartakusrevolten, den sseelischen
und materiell-enBedrangnissendurch maßlos übermütig gewordene
Feind- und Siegesmachtefast keinerlei literarische oder politische
VorbereitungimrpolitischsenLeben des Volkes selbst hatte. Weder
bis l914, noch in« den Kriegsjahren hat irgend jemand ernsthaft
daran gearbeitet, fur das Deutsche Reich ein neues Grundgesetz aus-

zuarbeiten. In den Friedensjahren lag dafür kein Bedürfnis vor,
und in den Kriegsjahren lasteten andere Sorgen auf uns. Diese Auf-
gabe erstand erst in dem Augenblick, als der alte Staat zusammen-
brach, und sie wurde akut, als die Wahlen zur Nationalversammlung
ausgeschrieben wurden und die verfassunggebende Körperschaft in
Weimar zusammentrat.

Dr. Wilhelm ziegler, der bekannte politische Schriftsteller,
hat nach mehrjährigerVorbereitung die erste wissenschaftliche Dar-

stellung dieser Epoche des Deutschen Verfassungslebens geschrieben.
In einem umfangreichen Werk lesgt er das Ergebnis der Sichtung
des ungeheuer reichen historischen Quellenmaterials, der Durch-
arbeitung der Akten und der Erinnerungen der Staatsmänner dieser
Zeit vor. Unter dem Titel »Die Deutsche Nationalversammlung
1919—1920 und ihr Verfassungswerk« wir-d in fünf systematisch ge-
ordneten Abschnitten — vom Ausbruch der Rovemberrevolution über

die dramatischen Monate in Weimar mit dem verhängnisvollen Ein-

schnitt des Diktates von Versai.lles, über den ersten Sturm gegen die
Weimarer Verfassung, dem Kappsputsch bis zum abbröckelnden Ab-
schluß der Nationalversammlung in Berlin — ein farbenreiches um-

fassendesBild des Werdens des Verfassungswerkes und der Männer,
die daran mitgearbeitet haben, gegeben. Ganz besonderes Interesse
beansprucht die in sorgsamster Forschungsarbeit herausgeschälte
Darstellungder Rückwirkungen des Versailler Diktats auf das
Schicksal des Werkes von Weimar. Ein Schlußkapitel »An der

Wende der ·Zeit« bringt Kritik und Ausblick, getragen von einer

leidenschaftlichenLiebe zu Volk und Vaterland-. Dr. Wilhelm Ziegler
sieht mit den Augen des sachpolitischenForschers die Leistung des

Verfassungswerkes,aber er übersieht ihre zeitbedingten Schwächen
und ihre organischenMängel nicht. Seine Kritik ist nicht negativ,
sondern positiv «undrealpolitisch begründet. Der Deutsche Staat
unterliegt noch immer dem zweis-Fronten-Schicksal. Auch im Ver-

fassungslebenscheint »dasdie Linie der deutschen Geschichte zu sein.
Dieser Kampf, so meint Ziegler abschließend,ist nur mit Erfolg zu
bestehen,wenn er durcheine nationale und soziale Politik
mit Einsatz aller Energien des gesamten Volkes geführt wird.

«

Ein Anhang bietet in synoptischer Darstellung das Werden der
Reichsverfassung vom Urentwurf bis zum Ensdtext, ferner einen

Kalender des ersten Halbjahres1919 und einen Sitzungskalender
der Nationalversammlung: historisches Material, das auch zu eigenen
Untersuchungen und Vergleichen anregt.

Dieser erste großangelegteVersuch, die Deutsche Nationalver-

sammlung und ihr·Verfassungswerk 1919—-1920 überparteilich,streng
historisch und kritisch darzustellen, war seit langem eine Notwendig-
keit. Wir dürfen uns freuen, daß er in so hohem Maße geglückt

Blick in die Bücher

Auf dem Hexentanzplatz, der Szenerie der faustischen
Walpurgisnacht, wurde in einer Morgenfeier der »Grünen
Bühne« der erste Teil des »Faust« gespielt. Abends stieg ein

Fackelzug vom Hexentanzplatz ins Bodetal zum Goethestein hinab.
Das fröhlichsteGoethefest beging die Stadt Bin·gen. Der

28. August war der Schlußtag ihres volkstümlichen Rochuss
festes, das Goethe in seiner »Rheinreise« mit soviel Liebe und

Anerkennung geschildert hat. Das von dem Dichter miterlebte

Rochusfest war damals zugleich ein Fest der Befreiung von der

Franzosenherrschaft. Auf der Höhe des Rochusberges wurde jetzt
an Goethes Geburtstag der erst-e Akt des ,,Faus

« als Freilichtspiel
aufgeführt. Der Zutritt dazu stand jedermann unentgeltlich frei.
In den Weinzelten auf der Hochflächedes Rochusberges wo Goethe
mit dem rheinischen Volke zusammen den Abend des Rochustages
von 1814 verbrachte, fand das Binger Goethefest seinen Abschluß
mit jenem ,,löblichenTun«, zu dem der Dichter mit seiner unsterbs
lichen Mahnung: ,,Brgo bibamusl« einst selbst aufgefordert hat.

Dr. Erich Ritter.

.
ist. Zieglers Arbeit ist ein Standardwerk, das jedem, der sichernsthaft
mit der geschichtlichen Gegenwart des deutschen Volkes, mit der

drängenden Gestaltung seines staatlichen Lebens beschäftigt, unent-

behrlich werden wird. Eine bedeutende Leistung, die nicht nur

wesentliche Vorgänge der Deutschen Geschichte erhellt, sondern die

auch die Ansatzpunkte bietet, aus denen die zukünftige organische
Entwicklung des deutschen Staats- und Verfassungslebens hervor-
gehen wird. Das Werk ist im Zentralverlag G.m.b.H. in Berlin

erschienen und kostet im Buchhandel gebunden 12,50 RM. D.

Dr. Adolf Ehrt und Dr. Julius Schweickert: ,,Entfesse-
lung der Unterwelt.« EckartsVerlag, Berlin-Leipzig

Einem Buch, das diesen Titel trägt und das außerdem im Unter-

titel als Querschnitt durch die Bolschewisierung
D e u t s ch l a n d s ausgegeben wird, wird zunächstmancher mit einein

gewissen Mißtrauen begegnen. Der Begriff Kulturbolschewismus
trägt ein doppeltes Gesicht. Dieses Wort ist nicht ohne weiteres mit

dem politischen Bolschewismus zu identifizieren. In kulturbolsches
wistischen Erscheinungen sehen wir vielmehr den reinen Verfall, im

politischen oder organisierten Bolschewismus dagegen die Macht, die

diesen Verfall anstrebt und organisiert, um über ihn zur Verwirk-

lichung ihrer politischen Ziele zu gelangen.
Diese klare Unterscheidung vorangestellt, ist zu sagen, daß die

beiden Verfasser des Buch-es ,,Entfess-e-lungder Unterwelt« gerade für
den zweiten punkt ein umfassendes und an Reichhaltigkeit kaum zu
überbietendes Material zusammenbringen. In vier reichgegliederten
Teilen gibt Ehrt einen Überblick zuerst über Form und Inhalt des

Bolschewismus, dann über den Sozial-, den Kultur- und den politi-
schen Bolschewismus. Das Ganze betitelt er Entfesselung der Unter-

welt; er will damit sagen, daß der Bolschewismus bewußt an die

anarchischen und animalischen Kräfte im Menschen anknüpft, um auf
dem Wege über die Entfesselung der letzten Instinkte die neue

Fesselung des Menschen im kommunistischen Wunschstaate durchzu-
führen. Besonderes Interesse wer-den bei der Belegung dieser Ansicht
die Kapitel beanspruchen dürfen, die den Beweis dafür erbringen,
wie systematisch und planvoll die kommunistische Organisation bei

diesem Zielstreben vorgeht, wie sie alle möglich-en Organisationen
für ihre versteckte propaganda einsetzt, um schließlichdie Frau und

das Kind, den Erwerbslosen und den Betriebsarbeiter in ihre pro-

pagandistischen Netze einzufangen. Auf diese Weise wird schließlich
das große ,,Wunder«zuwege gebracht, daß auch solche sGlieder des

Volkstums der kommunistischen Idee unterliegen, die auf Grund

ihrer menschlichen, religiösen und nationalen Bindungen eigentlich
nie bolschewistisch infiziert werden sollten. Der Bolschewismus er-

weist sich als Infektion. Eine Wunde ist schon vorhanden. Wäre ein

geschickter Arzt da, so hätte »sichdiese Wunde schon lange schließen
müssen. So aber treten von außen böse Vergiftungserscheinungen
hinzu, bis jener große Eiterherd daraus wird, dem schließlichder

ganze Mensch oder Volkskörper-erliegen muß.
·

Während Ehrt das Gift aufsgürt
und ihm durch Erkenntnis

Einhalt zu gebieten versucht, rückt chweickert in dem zweiten Teile

des Buches der Wunde selber auf den Leib. Beide Verfasserstehen
auf christlichem Standpunkt, von dem aus sie allein die Heilung des

leidenden Volkes ableiten. Sie verweisen dazu auf die im Volkstum
schlummernden Kräfte der Nation, ihr Gemeinschaftsgefühlund

ihre Tatbereitschaft. Der sittliche Ernst, mit dem das Buch ge-

schrieben ist, die klare Stellungnahme seiner die Röte der Zeit tief

mitempfindenden Verfasser und das reiche Tatsachenmaterial,das sie
herbeibringen, gibt dem Werke den Anspruch, von vielen gelesen und

von allen ernst genommen zu werden. Dr. Paul H erz o g.
»
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Funkanssiellung 1932
Unter den deutschen Industrien ist die ·Funkindustrie eine der

bedeutendsten. Ihr Produktionswert beträgt nicht weniger als
10 v. H. des Produktionswertes der gesamten deutschen Elektrotechnik.

. Dazu kommt, daß die Funkindustrie — vielleicht ihrer blühenden
Jugend wegen

—- sich als beispisellos kris enfest erwiesen hat.
Sie erreichte im Geschäftsjahr 1930"·fogareinen Höhepunktihres Auf-
stiegs. Allerdings nahm ihr Um-

satz, bei erheblichen Preissen-
kungen, im Jahre 1931 um

1 v.H. ab. Verglichen mit den

allgemeinen geschäftlichen Rück-
gängen, ist das freilich überaus
wenig. Ganz abgesehen davon,
daß der Export im Jahre 19Z"1
nicht nur nicht zurückging, son-
dern sogar ein wenig stieg.

Die klare Lehre, die die

Funkindustriie besonders aus

diesem letzteren Umstand zog,
war die: unsere produkte sind
für Deutschland noch im-
mer zu teuerl Von einer ,,Sät-
tigung des inneren MarktesL
kann — auch nach den Feststel-
lungen des ,,Instituts für Kon-

junkturforschung« —- keine Rede

sein. Gerade für Rundfunks
geräte gilt sehr stark der

Satz: »Das Bessere ist des
Guten Feind.« Außerdem
ist in den weitesten Volks-

kreisen der Übergang des

«Radiohörers vom Ortsempfang zum Fernemps
fang zu beobachten.

Die Berliner Funkausstellung 1932- beweist, daß die Apparate
gegen das Vorjahr außerordentlich viel billiger geworden
sind. Daß ihre Leistungsfähigkeit in jeder Hinsicht zugenommen
hat, kann man den Technikern aufs Wort glauben. Das gilt auch

Aus ver Berliner Funtauoftellung 1932

für die Verbesserung der sehr wichtigen Einrichtungen des ,,Stör-
schutzes« und vor allem für die Fortschritte auf dem Gebiete
des Fernsehens und der elektrischen Musik.

Vom idealen Fernseher sind wir noch immer weit entfernt.
Immerhin ist wieder ein sichtbarer Schritt weiter getan worden.
Man erreicht jetzt — mit den kleinsten Wellen, den sogenannten

UltrasKurzwellen — eine Bild-

vübertragung, die ungefähr so»
wirkt wie die allererst-en Filme,
die man herstellte. Außerdem
braucht man zur Übermittlung
des optischen Bildes zwanzig
Sekunden länger als zur Über-

tragung des Tones. Noch sind
große technische Fragen zu
lösen. Aber wir werden hof-
fentlich alle noch den Tag er-

leben, an welchem unser blinder

Lautsprsecher die Augen auf-
schlägt! Die sogenannte
,,-elektrische Musik« ist nicht
mehr im gleichen Grade Zu-
kunftsmusik wie der F-ernseher.
Sie beruht bekanntlich nicht, wie
wir das gewohnt sind, auf den

Resonanzschwingungen von Sai-
ten oder Holzflächen, sondern
auf den unendlich feinen und

vielfältigen Schwingungen der

Elektronenröhren. Hier erzeu-
gen Instrumente wie das ver-

besserte »Trautonium« und der

Apparat des Ingenieurs Theremin (,,Musik aus der Luft«) Töne
von nie gehörter Klangreinheit.

Diese neunte Funkausstellung in Berlin zeigt, daß das eigent-
liche, das große, unzerstörbare Deutschland seine Aufbauarbeit nie-
mals unterbrochen hat und auch nicht gesonnen ist, sie je zu unter-

brechen. Trotz allem! W. N.

Aus der Arbeit der Neichszentralefiir Heimatdienst
Reichszentrale für Heimatdienst und Iugendpflege

In einem Erlaß des Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt
an die Regierungspräsidenten wird darauf aufmerksam gemacht, daß
die Reichszentrale für Heimatdienst in Berlin SW II, prinz-Albrecht-
Straße Z,« eine verstärkte Zusammenarbeit mit den

amtlichen und ehrenamtlichen Stellen der Iugend-
p f I eg e in p r e u ß e n erstrebt. In dem Erlaß wer-den die Arbeit

und die Ziele der Reichszentrale vom Standpunkt der Iugendpflege
begrüßt. Der »Amtliche preußische pressedienst«berichtet darüber:

»I. Die Reichszentrale für Heimatdienst beliefert in Zukunft —-

soweit es bisher noch nicht geschehen ist-, also auch die zu-

ständigenDezernenten bei den Regierungen, die Bezirksjugends
pfleger und -ju-gendpflsegerinnen usw., unentgeltlich mit

»Heimatdienst«und ,,Richtlinien«.
2. Für die Lehrgänge, die zur Weiterbildung der Kreisjugends

pfleger und -pflegerinnen in den einzelnen Bezirken statt-
finden, stellt die Reichszentrale entweder aus Anfordern oder

auf Wunsch dei betr. Regierung kostenlos einen Redner zur

Verfügung, der über ein zwischen den beteiligten Seiten näher

zu vereinbarendes Thema referiert, das insbesondere Ldie amt-

lichen und ehrenamtlichen Kräfte der Iugendpflege interessiert.
Z. Eine kostenlose Belieferung aller Kreisjugendpfleger und

qpflegerinnem der einzelnen in den Kreis- und Ortsausschüssen
für Iugendpflege zusammengeschlossenenIugendorganisationen,
der Iugendämter wie der Wohlfahrtsämter kann die Reichs-
zentrale für Heimatdienst aus finanziellen Gründen leider nicht

durch-führen. Dagegen besteht die Möglichkeit, daß die

Landesabteilungen der Reichszentrale für Heimatdienst allen

diesen genannten Stellen für die Durchführung ihrer praktischen
Aufklärungsarbeit auf Anfordern folgende Hilfen gewähren:

a) Die unentgeltliche Übermittlung von sachlichem, litera-

rischem Aufklärungsmaterial für bestimmte Vortrags-
zwecke, soweit außenpolitische,wirtschaftspolitische, soziale,
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.kulturelle oder allgemeine staatsbürgerliche Themen in

Frage komme-n.
"

b) Die unentgeltliche Benutzung der staatsbürgerlichen und

staatspolitischen Bibliothek, über die jede einzelne Landes-

abteilung v-erfügt.
e) Die Benutzung der mit Text versehenen Lichtbildreihen der

.Tandesabt-eilungen gegen Erstattung der geringfügigenVer-

sandkosten. Eine Leihgebühr würden die Landesabteis

lungen, bei denen Lichtbildverzeichnisse vorrätig gehalten
werden, in diesem Falle nicht berechnen.

d) Die Gewährung eines Vorzugspreises an alle obengenannten
Stellen, soweit diese den «Heimatdienst«und die »Richt-
linien« laufend im Abonnement zu beziehen wünschen.
In diesem Falle würden die Tandesabteilungem bei denen

die Bestellungen aufzugeben wären, für den «Heimatdienst«
statt jährlich 6,50 RM. nur 4,50 RM., für die »Richt-
linien« statt jährlich 2 RM. nur 1,50 RM berechnen.

e) Sachliche Orientierung über aktuelle staatspolitische Fragen
durch Teilnahme an den eigenen Vortragsveranstaltungen
der Reichszentrale für Heimatdienst.

cichtbildverleih der Reichszentrale für Heimatdienst
Das Tichtbildverzeichnis für IgZZXZZ ist in diesen Tagen er-

schienen. Es ist entweder bei der Zentralleitung der Reichszentrale
für Heimatdienst, Berlin :SW11, prinzsAlbrechtsStr. Z, oder bei der

zuständigenLandesabteilung kostenlos zu beziehen.
Zu den bisherigen Stockreihentreten neu die folgenden hinzu-

HD 82. Goethes Leben . . . . . . . . . 60 Bilder

HD 83. Endkampf um. die Reparationen . . . . 55
»

HD 85. Aus dem Wunderland der Telegraphie . 48 »

HD 84. Deutschlands historische Sendung (erscheint
in Kürze) ,

. ca.40 »

HD so. Freiwilligser Arbeitsdienst (erscheint in Kürze) ca. 45
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über Wesen und Auf-
gaben der politis en Sta-

tistik. Eine tatistifche
Studie. Von Dr. Hemz
Herz. 143 S. Preis:
4«50 RM. 1932. Verlag
Emil Gräse, Leipzig.

Deutsches Wandern 1933.
Bildkalender. 56 Kunst-
blätter. Bearbeitiet von

Paul Walther. Verla:
Reichs-verband für Deiuts e

äusendherbergemHilchen-
t. W.

Volk und Boden. Von
H. Wa enbach. 64 S.

reis: brofch1,20 RM.
1932 Alfred Protte Ver--
lag, Potsdam.

Krisis der Zahlungs-
bilanzem »Von Dr. Albert

von Muhlenfels (Ver-
offentlichungen der Han-
delshochschule St. Gallen,
Heft l. 2 S. Preis:
4 RM.

193FizZerng
der

u »

an lun ,gi.G ll n.
g

a

Die Beviillerung von

Ostprenßen. ·Von Dr.
Rudolf Lawin Schriften
des Instituts für ostdeut-
sche»Wirtschaft an der
Unrversitat Königsberg.
Neue Folge, Band 2).
VlIl und 88 S. Preis:

eh. 4,80 RM. 1930. Ost-
uropa-Berlsag, Berlin u.

Komgsberg (Pr.).

Fort mit dein Weichsel-
korridorl Englische, ameri-

kanische, französische, hol-
landische, italienische, fin-
msche »unddänische Stim-

men uber: Unrecht unid

Kriegsgefahr des ,,Kor-
rtdors«· Zussammengestellt
von» . Dombroivski.
Martenwerder. 31 S.

DEBüchekeingangl
Handwörterbuchdes Kauf-

manns. Lexiion für Han-
del und Industrie. Er-

anun Wirtschaft —

echt Steuer. er-

ausgegeben von Karl ott.
12 S.« Preis: 3 REM-
Hanseatische Verlagsanstaslt,
Hamburg.

Jugend am Abgrund-—-

iliettunä·durch Arbeits-
dienstp ichtl Von Dr· Kurt

Kuäner.
98 S. Preis:

2 M. 1932. Verlag W.
Kohlhammer, Stuttgart.

Obersthlesien das Land
unterm Kreuz. Von Max
Rose. (Winlelried-Vücheret
Heft 11112.) 47 S. Preis-
20
«Pfg..Fosef Bazant
(W·mlerieb-Verlag,Gossen-
grun bei Eger.

Georg von Hertling als

tSozinslpoilfitikednchsVonAn-

on1u« rie ri Eickhoff.
Schriften zur deutschen
Politik. Zweite Reihe.

steftzj 99 S.
rei

«

. «. .

Verlag Köln.
Gllde

gekl.

Freudenborn 1933.

Ränzlein 1933.

Heinzelmann 1933.
«

3 Jahrbüchlein für das
junge Volk. Preis: «1e
10 Rpf. Verlag: Reichs-
verbawd für Deutsche

Lanendherbergen, Hilchen-
di i. W.

Der Jdealismus neuer

Menschen. Von Dr· Kuno
Stommel. 151 S. In-
dustrie-Verlag u. Druckerei-
A.-G., Düsseldorf 1929.

Masurischer Vollstalem
der 1933. Herausgegeben
vom Ostdeutschen Heimat-
dienft, Allenstein.

II
· ·

esmatdsenst - Abonnentent
unentbehrlich iiir jeden deutschen staatsbürge-
D1e«Zeitst-hrikt,,IIeiutatdienst«.herausgegeben von der
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Polsterarbeiten
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Aufarbelteh l der Zeltentsprechende
Preise , in und auBer dem Hause

Kostenanschlag unverblndllch c

Ponsong O Berlin sO
Sisenbahnstralie ss
Fernsprecher l-· 8 2009

Korbmöbel ab Fabrik
Teile-blutig bis 10 Monate· FranltosLiefes

rang. Anzahlungserleichterung. schlage-r-
steilige Polstergarnitur RM 27.90.

Reiehhaltiger Katalog gratis.
Korbmöbclkabrik Bölnn

Oberlnngeustadt 327, Lichtenlelssbnnd

Umarbeitungenp net-zeitliche

Iortnensestaitung, Ieitorailon

werden von crstlclassigcm alten Fach-

mann zu billigstcn Preisen ausgeführt

isan isonsong sen-,
Ist-III IS Zsk Dronzlauer Allcc 36.

- - « Jllustriette Zeitschrift ilir
Marine und Seen-eint

le ei mäklll Reichs-ims-
Monatd chri t alle

reunde der Marine und der deutschen See eltung. Wer si ü er d e deutsche
eichsmarme, Eintritt, Ausbildung usw. m ormiercn«wili,wer über die Tätig-

keit unserer blauen Jungen, ihre Fahrten, ihre Erlebm e nöberes wi en möchte-

roer Freude und Interesse an dem schönen seemiinmchen Beruf at,
Mk. l».50in Bricfmarken an den unterzeichnetrn Verlag oder auf Postlche ,

Manne-Verlag st Rubien Berlin Nr. 107900. Dafür erhält man ein

Vierteljahr lang die Zeitschrift »Die Retchsmarine« mit dein Sonderdruck

»Ich möchte gern zur See fahren«,der alle näheren Angaben über die Anstellng
bei der Reichdmarme und Handelsinarlne enthält.

Verlag »Die Reichswarine«, Berlin-Lichterfeldr.
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beweisen wir denwert der Krankenversicherung bei

unserer Gesellschaft. Allen Änfeindungcu zum Trotz

verteilen wir alle Überschüsse des Jahres 1931

von mehr als 2 Millionen Mari(
restlos an unsere Versicherten und geben dcu Ver-

sicheruugen, welche im vergangene-n J ahre schaden-
frei geblieben sind,

wieder 4 Monatsprämien
als Dividende.

Wir zahlen fortlaufend an versicherungsleistuugen

täglich ca. 60000 Mark.
Unsere Gesamtleistungen seit 1924 belaufen sich auf

liber iio Millionen Mari(

til-s krankheitslcostem

tiber io Millionen Mari(
ilir Versicherten-Dividende-

Ver-einigte
Krankenversicherung-IS-
Akuengeseuschatt

·

Norm-IS Ssdsvsg Kosmos une- Selbsthilfe)

Verlust-s sie kostequ- aaa phy- jsns vekhisauchkcie rkqspekx apn

Änkll«hm"eheiu time du sPCIjslbüto kut- die Beamtcnvcrbünde

OTTO MAclc, SSKLIN 0 ·l7·
Arn Ostbehnhot i 2.

Will-END llli
KARTEN KUDVEN

MONATSSCHRI FT
IN stinken Aus poursk,wspssch u. Kuuuu

stets aktuelles Zahlenmaterial in Sildtorrnl

stlatistische Büros der Behörden.

lndustrie und Handel,
schulen aller Art

sind bereits Abbonnenten. ln kurzer Zelt wurde diese

Kartei des Wissens
vlelen hunderten Lehrera. Wirtschaftstührern und Po-

lltlkern ein unentbehrliches Hilfsmlttel, urh sich liber
.

das Zahlenmaterlal als Grundlage aller Erkenntnisse-
rasch und überslchtllch zu orientieren.

Bildstatistiken
ttlr das Epidlaslrop
auf bestem Kunstdruckkarton gedruckt und ln einer

Kartei nach stoffgebleton geordnet llührllch ca. Zsb

Karten mit Textblätiorm

Prot. Dr. Heirath-Wien urteilt-
lch kann die aufrichtige Erklärung abgeben, das ich die Zeitschrift

.Zahlenbilder« ganz vorzüglich finde und von dem dldalrtlschon groben
Werte derselben voll überzeugt bin.

Prospekte und Sinzelhlldverzelchnlue
kostenlos antordern

Einzelheite: 2.50 RM J Jahresabonnement 18.- RM (:uzüg-
lich 1.- RM Zustellgebtihr) bel Llotorung durch dle Poet.
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Aus dem Inhaltsverzeichnisse

I. Hält das Reich stand?

r. Zwischen chaos und Ordnung
2. Der Appell ans Volk —- Die Nationalversamm-

lung .

11. Arn Neubau des Reiches in Weimar

r. Der erste Grundstein: Die vorläuiige Reichs-

gewalt
. Zwischen Krieg und Frieden
. Die Not des Alltags

. Der zweite Grundstein: Die neue Wehrmacht

. Die soziale Krise und die soziale Reform-

gesetzgebung
out-un

III. Das Verhängnis des Diktats von Versailles

1V. Der Bau der Verfassung
. I. Das Werden der Verfassung

2. Das Werk und die Männer von Weimar

V. Ausbau des Reiches

I. Zurück nach Berlin — 1m Zeichen der
Finanznot
2. Der Kapp—Putsch
3. Der Ausklang

VI. An der Wende der Zeit

In einem ANHANGE wird das Werden der Reichsveriassung gezeigt,
indem dem schlulztext der Urentwurf unter Hinwies aui die Entwicklung
im Parlament gegenüber-gestellt wird- Ferner ist ein sitzungskalender
der N ationalversammlung, ein zeitgeschiclitlicher Kalender über die

Ereignisse des ersten Ualbjahres 1919, angeschlossen. Literaturverzeiclinis,
Personen- und sachregister vervollständigen das Geschicht-werd

ieses Werk ist die erste historische

Darstellung der Nationalversammlung
und ihres Hauptwerkes,· der Weimarer

Verfassung. Es kann in der gegenwärtigen
lcrisenzeit unserer Politik auf besondere

aktuelle Bedeutung-Anspruch machen. Denn

es gibt in streng objektiver wissenschaft-

licher Darlegung eine eingehende Ent-

stehungsgeschichte der WeimarerVerfassung
und eine Herausarbeitung ihrer leitenden

Grundgedanken. Die stellung des Reichs-

tages, des Reichspräsidenten und des Reichs-

rats im system der Verfassung wird genau
untersucht. Der Rolle des Artikels 48 wird

besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Dabei

wird die Untersuchung nicht nur beschränkt

auf die technische und staatsrechtliche Ord-

nung der Verfassung, sondern auch aus-

gedehnt auf das Verfassungswerk im groben
Zusammenhang der politischen Entschei-

dungen des Jahres 1919, vor allem der

gleichzeitigen folgenschweren Unterzeich-

nung des Versailler Diktates. so entsteht

in dem Buche ein Gesamtbild des politi-
schen schicksalsjahres 1919, das grund-
legend sein wird für die künftige

Geschichtsschreibungder Nachkriegszeit.

Wer sich mit dem Problem der deutschen

Verfassung oder mit der Geltung ein-

zelner Verfassungsbestimmungen zu

befassen hat, der wird zu diesem Buche

greifen müssen. Es ist ein unentbehr-

liches Quellenwerk für die Deutung
und Bedeutung der Verfassung als

Ganzes und ihrer Hauptbestimmungen.
—- Umfang: z72 seiten —-

Preis in Leinen gebd. 12,50 RM

brosehiert 10,—RM

Dr. Meissner-,
der staatssekretär des Büros des Reichspräsidenten,

schreibt an den Verfasser:

»1ch habe das Buch mit grobem 1nteresse

gelesen und mich über die klare und le-

bendige Darstellung der oft recht ver-

wickelten Verhältnisse jener Zeit aufrichtig
gefreut. Das Buch ist nicht nur ein wert-

voller Beitrag zur Vorgeschichte und zur

Entstehung der Reichsverfassung, sondern

darüber hinaus auch eine Bereicherung
der Zeitgeschichte selbst«.

Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder unmittelbar

zeutralverlag s.-...-.-.serlin Wss,Potsctamor strasso 41 WITH-ZEIng Ikkgkjäfsxkzpägsl
Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Pressegefetzs Regierungsrat V r ege, Bulinscichtenradr. —- Fiir den Anzeigenteicg H n g o w e i ß e . BekliniNenföllm
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